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22 Herrenstraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boſt⸗ 
Unftalten Beflellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 560, Mittag ⸗ Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten 
London, 28. Nov. Der auf einer Reiſe durch die Nordweſtpro⸗ 
vinzen begriffene Generalgouverneur von Indien, Graf Elgin, iſt ge⸗ 


flährlich erkrankt und wurde nach der letzten vom 14. d. M. datirten 


Nachricht immer ſchwächer. Der Verluſt der Engländer in dem Ge: 
fecht an der afghaniſchen Grenze wird amtlich auf 60 Mann angegeben. 


London, 28. Nov. Die „London Gazette“ veröffentlicht die zwi⸗ 


ſchen Paris und London über die Einladung zum Congreß geführte 
und mit der Ablehnung ſeitens Englands ſchließende Correſpondenz. 


Die meiſten Zeitungen drücken ihre Zufriedenheit aus über die ſo ſchnell 


zur Lippe und v. Mühler. 


erfolgte Veröffentlichung und über den Ton, in dem Graf Rnſſell die 
Correſpondenz geführt hat. 

London, 28. Nov. Aus Newyork vom 20. d. M. wird ferner 
berichtet, daß General Banks Riogrande beſetzt habe. . 


Stockholm, 28. Nov. Sämmtliche vier Stände bewilligten 
heute das von der Regierung verlangte Ertracrebitif von drei Millionen 
einſtimmig, unter voller Anerkennung der Regierungspolitik. Sämmt⸗ 
liche Redner, welche ſich an der Debatte betheiligten, ſprachen für den 
Regierungsantrag. i 

Paris, 28. Novbr. Das „Memorial diplomatique“ analyſirt die Ant⸗ 
worten, welche die vier Großmächte auf die Einladung Napoleons zum Con: 
greß gegeben haben: 

Oeſterreich nimmt den Congreß im Princip an, verlangt aber ein 


Programm; 


Preußen nimmt den Congreß auch ohne Programm an, empfiehlt je⸗ 
doch Miniſter⸗Conferenzen ohne perſönliches Erſcheinen der Monarchen; 
Rußland geht vollſtändig auf die Anſchauungen Napoleons ein, auch 
Kaiſer Alexander wünſche ſtets eine allgemeine 1 aber es ſcheine 
ihm doch nützlich, ein Programm für den Congreß aufzuſtellen; 0 
England hat heute ſeine Antwort überreichen laſſen, worin für jetzt der 


Congreß einfach abgelehnt wird. 


Ferner berichtet daſſelbe Organ: Dänemark habe es abgelehnt, ſich der 
Antwort Englands anzuſchließen, und habe vielmehr England gerathen, zum 
Congreß zu gehen. 


Preußen. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 
9. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (28. Novbr.) 
Die Tribünen find dicht gefüllt, am Miniſtertiſche die Min iſter Graf 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung mit den gewöhnlichen geſchäft⸗ 
lichen Mittheilungen. Die Militärcommiſſion iſt gewählt und hat ſich con⸗ 
ſtituirt; Vorſitzender derſelben iſt v. Bockum⸗Dolffs, Stellvertreter des Vor⸗ 
ſitzenden Baron v. Vaerſt, Schriftführer Frank, v. d. Leeden u. Dr Siemens; 
außerdem: Harkort, Beitzke, Waldeck, Stapenhagen, v. Forckenbeck, Gneiſt, 
d. Sybel, Jacoby, Faucher, Lehmann, Virchow, d. Kirchmann, Muͤhlenbeck, 
Kratz, Pannier und Schmiedicke, 5 
Die Abgg. Rohden und Genoſſen haben folgenden, genügend unterſtütz⸗ 
ten Antrag eingebracht: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, fol⸗ 
genden Ge beer n die Beſtimmung $ 2 Lit. a des Ges 
ſetzes vom 28. Juni ‚über den Waffengebrauch der Grenz⸗Aufſichtsbe⸗ 
ann wird hiermit aufgehoben.“ Der Antrag wird der Juſtiz⸗Commiſſion 
erwieſen. 


Die Abgg. Kan tak und Genoſſen haben folgenden, genügend unterſtütz⸗ 
ten Antrag eingebracht: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die 
königliche eee zu erſuchen, das ſeit acht Monaten geſchloſſene 
Gymnaſium zu Trzemesno baldigſt wieder zu eröffnen.“ Der Antrag wird 
der Unterrichts⸗Commiſſion überwieſen. 4 . 5 0 

Die Abgg. Waldeck und Genoſſen haben einen (bereits mitgetheilten) 
Verbeſſerungs⸗Antrag zu dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Antrage der Abgeord⸗ 
neten Stavenhagen und Virchow eingebracht; der Präſident hebt hervor, 
daß der Bericht der mit der Vorberathung dieſes Antrages beauftragt ge⸗ 
weſenen Commiſſion bereits gedruckt und vertheilt ſei, das Haus werde in⸗ 


deſſen geſtatten, daß es hinſichtlich des Waldeck'ſchen Antrages keiner noch⸗ 


Berfaſſung Abe ih wer daß 3) ſolcher Commi 


A 
Y 
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maligen Einbringung bei der Plenarberathung jenes Berichtes bedürfe; das 
Haus iſt damit einverſtanden. f 
Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe bringt mehrere Geſetzentwürfe ein, 
die bereits in der vorigen Seſſion dem Hauſe vorgelegen haben, ohne eine 
definitive Erledigung gefunden zu haben: I) den Geſetzentwurf, betreffend 
„die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaften auf Seeſchiffen“, geht an die 
vereinigten Commiſſionen für Handel und Gewerbe; ) den Ge etzentwurf, 
etreffend die „Verbeſſerung des Kontrakts⸗ und Hypothekenweſens“ im Be⸗ 
zirk des Fru der zu Ehrenbreitenſtein; 3) den Geſetzentwurf, betreffend 
die „Einführung der Concurs⸗Ordnung“ vom 8. Mai 1855 und des Geſetzes 
über die Befugniſſe der Gläubiger zur ae der Rechtshandlungen 
zahlungsunfähiger Schuldner in demſelben Bezirk; 4) den Geſetzentwurf, ber 
treffend die „Aufhebung der lex Anastasiana“ in den ben auf in des ge⸗ 
meinen Rechts. — Die letzteren drei Geſetzentwürfe werden au Wunſch des 
iniſters, wie in der vorigen Seſſion, einer beſouderen Commiſſion von 14 
Mitgliedern überwieſen. 5 | ' 
er Cultusminiſterv.Mühler bringt den ebenfalls bereits in der vorigen 
Seſſion eingebracht 4 Geſetzentwurf, betr. die Abänderung des oſt⸗ 
de Prop rechts, betreffend die en kleine Kalende ein; 
Wr geht an die Juſtiz⸗Commiſſion. — Die Miniſter Graf zur Lippe und 
b. Mühler verlaſſen den Saal, während des e Vortrags finden ſich 
die Miniſter Graf Eulenburg, Graf Itzenplitz und v. Selchow ein. 
Das Haus tritt in die Tagesordnung ein; erſter . derſelben 
iſt die Schlußberathung über den Antrag der Abgeordneten Schulze (Berlin), 
b. Carlowitz und Genoſſen (Ref. Abg. Aßmann, Corref. Abg. v. Forcken⸗ 
beck). Der Antrag der Referenten lautet: „Das Haus der Abgeordneten 


® wolle beſchließen, behufs Information des Hauſes wegen der bei den letzten 


ahlen der Abgeordneten vorgekommenen geſetzwidrigen Beeinfluſſung und 
noch fortdauernden Verfolgung der Wähler und Verkümmerung des verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Wahlrechts und der Wahlfreiheit preußiſcher Staatsbürger, in 
in des Art. 82 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850, eine 
Commiſſion von 21 Mitgliedern zur Unterſuchung der Thatſachen einzuſetzen 
und derſelben aufangeben, die geeigneten Ermittelungen vorzunehmen und dem 
Hauſe Bericht darüber zu erſtatten. r 
Der Ref. Abg. Aßmann verlieſt den Schulze⸗Carlowitzſchen Antrag noch⸗ 
mals und giebt demnächſt eine hiſtoriſche Ueberſicht deſſen, was ſeit Verein⸗ 
barung der Verfaſſung hinſichtlich des Art. 82 (Befugniß der Häufer zur 
Mederſetzung von Unterſuchungs⸗ u an Erörterungen, Erläute⸗ 
rungen und Amendements vorgekommen iſt, beſonders inſoforn es ſich um 
eine Meinungsdifferenz darüber gehandelt hat, ob das Haus ſchlechthin be: 
fugt ſei, Commiſſionen zur Information einzuſetzen, oder nur in dem Falle, 
dab ihm ſchon beſtimmte Gegenſtände vorliegen. — Nach Zuſammen⸗ 
ſtellung des geſammten Materials geht der Referent zur 1 der von 
ihm gewonnenen Ueberzeugung über, welche dahin gehe, daß 1) Art. 82 nicht 
vorausſetze, daß das Haus ſchon mit einem Gegenſtande dure Regierugs⸗ 
mittheilung befaßt ſein müſſe, ehe es eine Commiſſion N dürfe, 
ondern daß es dies auch könne, um ſich erſt das Material für eine 
nterſuchung zu ſchaffen: daß 2) das Haus die Befugniß habe, auch 
olgerungen aus Thatſachen zu ziehen, und zu i ob dieſe mit der 
ſion alle Befugniſſe 
zuſteben, welche ihr Zweck erfordert, als: Vernehmung von 5 5 am 
Sitze des Landtages und außerhalb deſſelben, unmittelbarer Verkehr nicht 
los mit der königl. Staatsregierung, ſondern auch mit den derſelben unter⸗ 
ebenen Regierungs- und Communalbehörden. Er wolle nur auf die That⸗ 
ache hinweiſen, daß die Wahlbeeinfluſſungen ſeitens der Regierung authen⸗ 
ſch 7 — — ſeien; daß dieſelben vom ganzen Lande als gegen Recht und 
Geſetz verſtoßend betrachtet werden; daß die Aufregung eine große, allge⸗ 


— N Y N 


ne ſei, und daß hier ein Unrecht geſühnt werden müſſe. Es ſei ges Regierung agitirt, ſondern nur a 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


radezu ein Zwan 
(Sehr wahr!) Gleichwohl ſei der Erfolg aller extremen Mittel und Mittel⸗ 
chen nur ein Gewinn von nicht 50 Köpfen unter 352 geweſen. Die Grenze 
des Möglichen ſcheine ihm mit dem Geſchehenen erreicht, und er 
wiſſe nicht, was der Miniſter des Innern noch Weiteres für ſeine Zwecke 
thun könnte. Uebe eine Regierung Rechtsbruch, ſo werden die Leidenſchaften 
entfeſſelt, und wohin wolle man endlich gelangen mit Mitteln, welche das 
Land verdamme. Der Herr Miniſter möge ſeinen Blick in die niedere Be⸗ 
amtenſphäre richten, welche Stimmung werde er dort finden, wo den kärglich 
Beſoldeten nicht einmal ihr einziges, heiligſtes Gut, die Freiheit der 
Ueber zeugung gelaſſen werde. (Sehr wahr!) Die Armen haben nur 
die Wahl gehabt zwiſchen ihrem Amte und der Lüge und Heuchelei. (Sehr 
wahr!) — Die bekannte Ehrenhaftigkeit und die Gewiſſenhaftigkeit des 
preußiſchen Beamtenſtandes ſei aber unvereinbar mit Lüge und ſervilem 
Weſen. Die Ehre des Beamten beruhe auf der öffentlichen Achtung. — 
Er müſſe fragen, was dem Herrn Cultusminiſter ſein Gewiſſen ſage, 
wenn er an die Beeinfluſſung der Lehrer denke, deren Amt man als 
Handhabe benutzt habe, um ſie zu Lügnern zu ſtempeln. Die Regierung 
möge durch rechtliche und ſittliche Mittel auf die Ueberzeugung wirken, 
nicht aber direct auf den Willen der Wähler. Durch ein ſolches Ver⸗ 
fahren werde eine Erbitterung erzeugt, welche wie ein giftiger Schwamm in 
den Gemüthern um ſich freſſe und die Fundamente des Staates zerſtöre, 
während die Staatskünſtler emſig malt wären, die Schnörkel außen herum 
zu conſerviren. Nicht einzelnen Fällen ſtänden wir gegenüber, ſondern einer 
ſchlimmen Landescalamität, . aus einem in ſich völlig organi⸗ 
ſirten Verfahren. Ein ſo großes Uebel fordere gründliche Heilung in einer 
umfaſſenden Unterſuchung, welche das geſammte Syſtem der Verwaltung 
enthülle. Der Einwurf, es werde durch ſolche Unterſuchung eine Aufregung 
im Lande erzeugt werden, halte nicht Stich. Die Aufregung beſtehe + 
und könne durch eine ſolche Unterſuchung nur beſchwichtigt werden. Nur 
unter regulären Verhältniſſen könne in ähnlichen Fällen die Staatsregierung 
ſelber mit der Unterſuchung betraut werden; gegenwärtig würde dieſes mehr 
als naiv ſein, da ja noch täglich Beſchwerden über dieſelbe laut werden. 
Uebrigens liege es im eigenen Intereſſe der Regierung, daß eine ſolche Com⸗ 
miſſion in Thätigkeit trete, wie denn auch die andere Seite des Hauſes 
ſicherlich damit einverſtanden ſein werde. Nur ſo werde es ſich endlich nur 
noch um Subjecte und nicht mehr um Objecte der Beeinfluſſung handeln. 

Correferent Abg. v. Forckenbeck ſucht zunächſt darzuthun, daß der An⸗ 
trag der Referenten dem Wortlaut des Art. 82 entſpreche. Zunächſt werde 
die Comm. zur Information des Hauſes verlangt; was daſſelbe ſpäter 
beſchließen wolle, ſei cura posterior. Die zu unterſuchenden Thatſachen be⸗ 
träfen die Wahlfreiheit und das Wahlrecht; letztere um zu conſtatiren, in⸗ 
wiefern durch die Bildung der Urwahlbezirke das Wahlrecht der Urwähler 

ehindert oder beſchränkt ſei. Die Comm. werde in dieſer Richtung zu prü⸗ 
en haben, wie es komme, daß bei den vier Wahlen ſeit dem Jahre 1858 
jedesmal neue Urwahlbezirke gebildet, und inwiefern den Vorſchriften, daß 
die Wahlmännerzahl durch 3 tbeilbar und die Wahlbezirke abzurunden ſeien, 
von den 1 geschliven Rechnung getragen worden. Die Unterſuchung 
habe ſich zu erſtrecken nicht blos auf die Thatsachen bei den Wahlen, ſon⸗ 
dern auch auf die Thatſachen nach denſelben. Dieſe bildeten erſt den Ab⸗ 
ſchluß des Verfahrens und ſeien für die künftige Behandlung von der 
rößten Erheblichkeit. Nach den Präcedenzfällen ſei es übrigens unzweifel⸗ 
aft, daß die Unterſuchungscommiſſion die erforderlichen Beweiſe direct 
aufnehmen könne: in welcher Form, bleibe zu überlegen. — Die zweite Frage 
ſei, ob zu einem ſo wichtigem Schritt genügende Veranlaſſung vorliege. — 
Es handle ſich nicht um vereinzelte e ſondern um ein Syſtem, 
das mit Ausnahme der Rheinprovinz über das ganze Land verbreitet ſei; 
DE es beginne in Bielefeld mit der Aufſtellung von 17 Gendarmen im 
Wahllokal und erſtrecke ſich nach Oſten über das Land; namentlich in Schle⸗ 
ſien, Pommern und Preußen ſei es hervorgetreten. Er wolle nur einzelne 
wichtige Thatſachen vorführen. — Redner verlieſt darauf unter großer Sen⸗ 
ſation des Hauſes zwei Nejcripte des „Chefpräſidenten des oſtpreuß. Tribu⸗ 
nals“ an die Kreisgerichte des Departements; darin werden „diejenigen 
Beamten des Bezirks aufgeführt, welche für die Candidaten der ſogen. Bi 
ſchrittspartei geſtimmt haben.“ Die diätarijc angeſtellten Beamten jollen 
vor ihrer Entlaſſung über die etwaigen perſönlichen Gründe vernommen wer⸗ 
den, die ſie gegen dieſelbe geltend zu machen haben. Falls ihre vorläufige 
Beibehaltung im Intereſſe der Verwaltung liege, ſolle darüber unter Angabe 
der Gründe ſofork berichtet werden. In Betreff der feſtangeſtellten Sub⸗ 
alternen und Unterbeamten wird darauf hingewieſen, es liege nicht in der 
Abſicht des Präſidiums, irgend eine verantwortliche Erklärung von ihnen zu 
verlangen, ſondern es komme nur darauf an, ihnen I He zu geben, 
etwaige Mißverſtändnif ſe aufzuklären. Das Reſcript ſoll den betr. Beam⸗ 
ten mitgetheilt und ſie aufgefordert werden, etwaige irrige Angaben zu be⸗ 
richtigen. Keinem königl. Beamten werde es entgehen, daß die vorgeſetzte 
Behörde ein Intereſſe daran habe, auch von dem außerordentlichen 
Verhalten der Untergebenen Kenntniß zu nehmen, da bei Beförderungen, 
Auszeichnungen, Remunerationen, Gratifikationen in Erwägung zu ziehen 
Ki ob ſich dieſelben nicht der i ee unwürdig gemadıt 
aben. (Große Senſation.) — Das zeige, fährt Redner fort, welchen Reſpect 
der Präſident eines Landescollegiums vor dem verfaſſungsmäßig garantixten 
Wahlrecht habe. (Sehr wahr!) Es zeige auch, daß die Reg. zu Königsberg 
die Ab timmungen ſämmtlicher Beamten habe controliren laſſen. Das 
ſetze ihn nun nicht in Verwunderung; es entſpreche ganz ihrem bisherigen 
Verhalten. „Jene Reg. hat das negative Verdienſt, daß wir hier ſeit Jah⸗ 
ren unſern Platz einnehmen und in dieſer Beziehung bin ich dem Hrn. Mi⸗ 
niſter und dem Hrn. Präſidenten v. Kamptz ſehr dankbar, und möchte die 
Reg. bitten, den letztern noch einige Zeit im Amte zu belaſſen.“ (Heiterkeit. ) 
Er könne auch einzelne Beamte nachweiſen, die nicht wegen ihrer Agitation, 
ſondern wegen ihrer Abſtimmung von der Verwaltungsbehörde entlaſſen 
worden. — Sonach frage es ſich nur, ob der vorliegende Antrag zweck⸗ 
mäßig ſei, ob er zweckmäßig ſei, dieſen erſten Schritt zu thun, während 
doch der letzte, die Anklagen, nicht gethan werden könne. Die Maſſe der 
7 aen zeige indeß, daß man an die Wurzel des Wahlrechts die Axt ge⸗ 
legt habe. Das Haus habe da Alles zu thun, was die Gefahr abwenden 
koͤnne, und dazu 5 die Unterſuchungscommiſſion ein Mittel. Schon die Feſt⸗ 
ſtellung der Tha achen werde der Nation die Gefahr zeigen und in der Nas 
oe wachrufen, mit allen Mitteln dieſer Gefahr vorzubeugen. 

eifall. 

Der Präſident theilt mit, daß ein Amendement des Abg. Senff ein⸗ 
gegangen ſei, dahin lautend: „Das Haus wolle beſchließen, wenn der An⸗ 
trag auf Niederſetzung einer Unterſuchungs⸗Commiſſion angenommen werden 
ſollte, dieſelbe durch Zettelmahl im Haufe, nicht in den Abtheilungen zu er⸗ 
nennen.“ — Das Amendement wird ausreichend unterſtützt. 

Abg. Graf v. Schwer in. Es beirre ihn nicht, in ſeinen Conclu⸗ 
—— mit den Herren hinter ſich zuſammenzutreffen; in den Motiven 
timme er mit ihnen ſo wenig wie ſonſt überein. Er ſei gegen den Antrag, 
weil er dafür halte, daß diejenige Information, die der Antragſteller durch 
die Ernennung der Commiſſion einziehen wolle, bereits in vollkommen aus⸗ 
reichendem Maße vorhanden ſei. Der Referent habe ſelbſt geſagt, daß 
Schlimmeres, als bereits conſtatirt ſei, nicht conſtatirt werden könne. 
Auch er ſei der Anſicht, daß die Regierung von der ihr verliehenen Gewalt 
einen Gebrauch gemacht habe, der in keinem Falle gerechtfertigt ſei, ein aus⸗ 
reichendes Material, das eine ſolche Commiſſion herbeiſchaffen könnte, jei 
alſo eigentlich nicht mehr vorhanden. Der Referent habe facher daß das 
le; ſpäter beſchließen ſolle, was nach Ermittelung der Thatſachen geſchehen 
olle; er ſei der Meinung, daß das Haus heute ſchon wiſſen müſſe, was es 
ſpäter zu thun beabſichtige. Es konne aber weiter nichts geſchehen, als vor 
dem Lande die Ueberzeugung des Landes zu conſtatiren, daß die Regierung 
e e Weiſe die Wahlfreiheit ei den letzten Wahlen beichränkt 
habe. Er denke, dies ſei conſtatirt. Das Recept des Herrn v. Gerlach: 
durch Zuckerbrodt und Peitſche den preußiſchen Beamtenſtand zu dreſſiren, 
ſei für Preußen nicht anwendbar nung) und habe nicht die Wir: 
kung gehabt, welche die Regierung beabſichtigt habe. Die Fin der Freunde 
der Regierung im Hauſe — ſich allerdings um einige Perſonen vermehrt, 
die za ihrer Freunde im e ſich wahrlich dadurch nicht vermehrt 
(Heiterkeit). Die Zurdispoſitionsſtellung des Ober⸗Staatsanwalts Kanne⸗ 
ießer und des Landraths v. Hagenow z. B., die nicht einmal gegen die 
gelehnt hätten, für die Regierung zu agi⸗ 


gegen die Ueberzeugung des Einzelnen geübt worden. 


Montag, den 30. November 1863. 


tiren, habe ſchwerlich zu einer ſolchen Vermehrung beigetragen. Um zu zei⸗ 
gen, daß das Haus mit dieſen Maßregeln nicht einverſtanden ſei, dazu habe 
es ein einfaches Mittel, und von demſelben habe es in der letzten Sitzung 
einen ſehr richtigen Gebrauch gemacht, nämlich die Wahlen, bei denen es 
einen unberechtigten Einfluß der Regierung als maßgebend annehme, zu 


caſſiren. Sollte es aber für die Zukunft der gegenwärtigen Regierung ge⸗ 


lingen, eine Majorität im Lande zu gewinnen durch eine ſtrengere Schulung 


der Beamten, durch die vom Miniſter des Innern beabſichtigte Beruhigung 
im Lande (Heiterkeit) oder durch Fehler dieſes Hauſes, dann werde auch von 
der beantragten Unterſuchung in keiner Weiſe ein Erfolg erwartet werden 
können. Wenn auf den von ihm im Jahre 1855 geſtellten Antrag (auf Un⸗ 
terſuchung der Wahlbeeinfluſſungen) hingewieſen werde, ſo bemerke er, 
daß die Verhältniſſe damals andere waren, als heute. Der Einfluß, den die 
Regierung damals ausgeübt, ſei nicht conſtatirt geweſen, die Antragſteller 
hätten ſich damals in der Minorität befunden, und dieſe hatte nicht die 
Mittel, welche die Majorität heute habe. Durch die Niederſetzung der Come 
miſſion werde die Aufregung im Lande vermehrt und das Ziel des Hauſes 
— die Beilegung des Conflicts — dadurch erſchwert. Deshalb ſtimme er 
gegen den Antrag. 

Abg. Wachler. Er ſei nicht der Anſicht des Vorredners, daß das Ma⸗ 
terial für eine Unterſuchungscommiſſion durch die bisherigen Verhandlun⸗ 
gen bei Gelegenheit der Wahlprüfungen bereits erſchöpft ſei; einzelne 
Thatſachen ſeien allerdings zur Erörterung gekommen, aber nicht, welche 
Allgemeinheit dieſelben gehabt, welches Syſtem dabei geherrſcht habe. 
Das feſtzuſtellen würde Hauptaufgabe der Unterſuchungscommiſſion ſein. 
Denn ihm ſcheine ein vollſtändiges Beeifluſſungsſyſtem vorzuliegen, wenn 
man alle Maßregeln im Zuſammenhang auffaſſe. Die Preßverordnung, die 
miniſteriellen Wahlerlaſſe, die Drohungen an Beamte, die Duldung der 
Ausſchreitungen der conſervativen Beamten und Preſſe, dies alles ſeien 
Symptome dieſes Syſtems. Wenn die Commiſſion erſt unterſucht und feſt⸗ 
geſtellt haben werde, wer dieſes Syſtem organiſirt, welchen Umfang 
daſſelbe habe, dann werde dies Haus auch ſein Urtheil über die Perſonen 
und das Syſtem ausſprechen. Er bitte daher, den Antrag auf Einſetzung 
einer Unterſuchungscommiſſion anzunehmen, welche durch Feſtſtellung der 
Thatſachen dieſes Urtheil vorzubereiten haben würde (Bravo). Der Redner 
es ſich ſchließlich aus Gründen der Geſchäftsordnung gegen den Senfft⸗ 
chen Antrag aus. 

Abg. v. Blanckenburg: Er und ſeine Freunde würden die Erwartun⸗ 
gen des Referenten täuſchen: ſie würden für den Antrag nicht ſtimmen und 
ſich für den Fall der Annahme auch an der Wahl der Unterſuchungs⸗Com⸗ 
miſſion nicht betheiligen. Es gebe wohl Niemanden im Hauſe, der die Mei⸗ 
nung des Urwählers vollſtändig frei und unbeeinflußt haben wolle. Auch 
die Fortſchrittspartei ſuche einen Einfluß auf die Urwähler auszuüben. Es 
komme alſo nur darauf an, daß der rechte Einfluß ausgeübt werde und werde 
der Regierung nicht das Recht beſtritten werden können, einen ſolchen auch 
ihrerſeits auszuüben. Es frage ſich nur, wie weit ſie in Anwendung der⸗ 
ſelben über das Geſetz hinausgehen könne. (Große Heiterkeit.) Die Regie⸗ 
rung dürfe nicht dulden, daß durch Erregung der Leidenſchaften ein Terro⸗ 
rismus auf die Wahlen ausgeübt werde und der Nationalperein allen Ein⸗ 
fluß für ſich abſorbire. Er wundere ſich ſehr, daß auch heute Herr Graf 
Schwerin den Handſchuh wider die Regierung aufgehoben habe. Die Feſtig⸗ 
keit und Entſchloſſenheit der Regierung, ihre Conſegnenz in den innern, ihre 
Weisheit in den auswärtigen Angelegenheiten, namentlich in der polniſchen 
Frage hätten ihr die Herzen im Lande zugewandt. (Anhaltende DE 
Wenn die Regierung mit Feſtigkeit, Ruhe und Klarheit fortfahre, dann 
würde es nicht nöthig ſein, Wahlerlaſſe ergehen zu laſſen. — In welcher 
Lage habe das Miniſterium das Land vorgefunden. Dem liberalen Miniſte⸗ 
rium ſei es gelungen, eine Confuſion des Parteiweſens über das ganze Land 
zu verbreiten. (Schallendes Gelächter.) In einem Wahlkreiſe len damals 
er und ſeine Freunde als Königsfeinde verdächtigt worden, die den König 
abſetzen wollten. (Große Heiterkeit.) Woher ſei das gekommen? Weil der 
damalige Miniſter des Innern, Herr Graf Schwerin, durch ſeine Wahlerlaſſe 
das einfache Landvolk ſo verwirrt habe (Gelächter.), daß es ſchwankend ge⸗ 
worden ſei und nicht mehr gewußt habe, woran es ſich halten ſolle. Der 
Graf Schwerin habe der Regierung zum Vorwurf gemacht, daß ſie Land⸗ 
räthe der Wahlen wegen zur Dispoſition geſtellt; er müſſe ſich über das 
kurze Gedächtniß deſſelben wundern. Als derſelbe das erſtemal Miniſter ge⸗ 
weſen, habe er den jetzigen Abgeordneten Wagener und Regierungs⸗Rath 
Schede zur Dispoſition geſtellt. (Abg. Wagener war ſehr decidirt mit dem 
Kopfe und führt mit lebhaften Geſten ſeinn Zeigefinger gegen ſeine Bruſt. 
— Schallendes Gelächter; ein conſervatives Mitglied klatſcht vor Vergnügen 
in die Hände.) — Präſident: Einer der Schriftführer habe ihm mitgetheilt, 
daß ein Mitglied im Hauſe geklatſcht haben ſolle; den Tribünen ſei dies 
unter allen Umſtänden unterſagt; um ſo viel mehr müßten die Mitglieder 
des Hauſes mit gutem Beiſpiel vorangehen. — . b. Blandenburg 
fährt fort: Das letztemal, als Herr Graf Schwerin Minister 
die Landräthe in einem Wahlkreiſe zur Verantwortung gezogen worden, weil 
ſie die Wahl des Herrn v. Gerlach und Wagener, als zu extremer Männer, 
zu befördern geſucht. (Heiterkeit) Es gelte hier auch wieder das alte Sprüch⸗ 
wort: Ja, Bauer, das iſt ganz was Anderes. — Bereits jetzt habe ſich die 
conſervative Partei im Lande ſtark erhoben, die Beamten hätten in großer Zahl ihre 
Treue dokumentirt. Schon wäre die Zahl ſeiner Parteigenoſſen verpierfacht, 
und die Minoriäten, die den Herren von der Linken gegenübrrſtanden, wären 
be groß genug geweſen, um ihnen einige Bangigkeit für die Zukunft 
einzuflößen; ſchon diesmal ſei ihnen das Waſſer bis an die Kehle gegangen. 
Wenn der Referent den Einfluß der Regierung auf die Beamten getadelt 
und denſelben demoraliſirend genannt habe, ſo frage er, ob nicht das Agiti⸗ 
ren der Beamten gegen die Regierung noch demoralifirender ſei. Wenn ein 
Beamter feine Ueberzeugung über Allzs ſetze, nun jo könne er auch auf jein 
Amt verzichten. Daſſelbe habe ja im Jahre 1848 der Stein'ſche Antrag, für 
den viele Mitglieder auch dieſes Hauſes geſtimmt hätten, in Bezug auf die 
Offiziere bezweckt. Was ſolle aus den N 
rung durch die Beamten gehindert werde. Wenn die Haltung der Regierum 
eine feſte ſei, dann werden auch die Beamten feſt ſein und es keiner Wahl⸗ 
erlaſſe für fie mehr bedürfen. Auch, was die Regierung jetzt gethan, habe 
die Grenze deſſen nicht überſchritten, was ihr zuſtehe. Er werde daher gegen 
den Antrag auf Einſetzung einer Unterſuchungs⸗Commiſſion ſtimmen. Er 
würde denſelben erſt dann für nöthig finden, wenn die Ordnung im Lande 
vollſtändig eee ein werde. (Unruhe und Ziſchen links; Bravo 
der Conſervativen. 

Abg. Dr. Virchow: Er habe eigentlich einen Abſchluß dieſer Angelegen⸗ 
heit ohne Debatte erwartet, da die Annahme gerechtfertigt * daß 
9255 der neulichen Erklärung des Abg. v. Gottberg) die andere Partei den 
Intrag mit allen ihren Sympathien unterſtützen würde. Daß das Gegentheil 
eingetreten, freue ihn um der klaſſiſchen Mittheilungen willen, welche das 

aus durch den jüngeren Abgeordneten für Stolp erhalten, und welche wahr⸗ 
cheinlich dasjenige authentiſch ausdrücke, was die Partei gegenwärtig in⸗ 
tendire. Beſonders intereſſant ſcheine es ihm, hier, vor dem Lande, 
einmal die Sprache zu hören, welche eigentlich wohl nur in Hofkreiſen ge⸗ 
führt werde, um Se. Majeſtät mit den Dankformeln dieſer Kreiſe vertraut zu 
machen. Die Gegner gingen darauf aus, „eine feſte Staatsordnung“ 
zu machen, wie ein außerordentlicher Profeſſor der Rechte an hieſiger Uni⸗ 
verſität und Kronſyndicus 125 v. Daniels) im anderen Haufe jelber erklärt 
habe, und man ſcheine deshalb gar nicht für möglich zu halten, daß irgend 


einmal an hoͤchſter Stelle anders gedacht worden, andere Forderungen an 


die unglücklichen Beamten herantreten können. — Er frage, ob die Gegner 
denn nicht ſelber das Bewußtſein hätten, daß ſie nur momentan oben ſeien, 
und daß ſie gar bald noch viel tiefer fallen würden, als ſie ſchon einmal ge⸗ 
fallen ſeien. gl gut! — Heiterkeit.) Ob denn nun der Beamte mit jedem 
Miniſterwechſel in anderer Richtung agitiren ſolle? Allerdings würde das 
die richtige Conſequenz des Syſtems ſein; aber dann bedürfe es einer an⸗ 
deren Staatsordnung, als der beſtehenden conſtitutionellen, mit welcher jene 
Tendenzen ſich nicht vertragen. Dem Beamten müſe ein gewiſſas neu⸗ 
trales Gebiet gelaſſen werden für die Bewegung ſeines Gewiſſens, wäh⸗ 
rend e Sein Amtspflichten ſcharf normirt und abgegrenzt ſein 
müſſen. Ohne Erfüllung dieſer beiden Bedingungen ſei der gegenwärtige 
preußiſche Staat unhaltbar. — Wolle man eine andere Vetwaltungsart 
einführen, ſo gehöre dazu eine geſetzliche Ordnung, nicht blos 11 
rielle Maßregeln. Wohin ſollen die Intentionen der Regierung zuletzt 


geweſen, ſeien 


eſetzen werden, wenn ihre Ausfüh⸗ 
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führen, wenn der firirte Beamte bei jedem Miniſterium feine Ueberzeugung 
wechſeln ſolle, wie einen n (Heiterkeit) Er wolle das an einem 
Beiſpiele erläutern. Am Rhein ſei auch tüchtig Beeinfluſſung geübt, ſo in 
Saarbrücken. Der Eiſenbahn⸗Director v. Düring, ſchon aus v. d. Heydt's 
Zeit bekannt, habe auf die Bergbeamten, ſelbſt auf die Communalbeamten 
einzuwirken geſucht, habe ſich die Urwählerliſten von Saarbrücken eingefor⸗ 
dert, um ſich die zu Beeinfluſſenden auszuſuchen, aber die dortigen Bürger⸗ 
meiſter ſeien unabhängige Leute und hätten ſich das nicht gefallen laſſen. 
Der Landrath v. Gärtner -habe ihm dann geholfen, nicht aus innerer Ueber⸗ 
zeugung. — Eine ſchreckbare Beeinfluſſung ſei es, wenn ein Bürger in einem 
ehrenvollen Amte, in einem Staatsamte, von einem Regierungsbeamten unter 
Androhung disciplinariſcher Maßregeln enöthigt werde, gegen ſeine innerſte 
Ueberzeugung zu handeln. Dergleichen fei ausgeübt worden, und zwar nicht 
allein durch Landräthe. Die Beamten ſeien eingeſchüchtert worden, 
und verliere nicht ein Beamter, der ſich ſagen müſſe: „Du giebſt Deine 
Manneswürde preis, nicht nur die Selbſtachtung, ſondern auch die öffentliche 
Achtung? (Zuſtimmung.) Kein anderes Verfahren aber zerſtöre mehr das 
Anſehen der königlichen Behörden und die Achtung vor ihnen, als wenn 
man ſolche Männer um die Selbſtachtung bringt, ſie zwingt, ſich zu proſti⸗ 
tuiren. (Lebhaftes Bravo.) Wenn man die Beamten auf ihre „Pflichten“ 
gegen die Staatsregierung hingewieſen habe, ſo dürfe man ihnen damit nicht 
ihre Rechte beeinträchtigen. Pflichten und Rechte hätten ſchon im Feudal⸗ 
ftaate neben einander geſtanden, und es dürfe nicht anders fein im conſtitu⸗ 
tionellen Staate. Man habe gebe von einem blos facultativen Rechte, 
aber das paſſe nicht auf das Wahlrecht; dieſes ſei zugleich Pflicht, die je: 
der erfüllen müſſe. Wenn von „renitenten Ständen“ (ſeitens des Abg. von 
Blankenburg) geredet worden ſei, ſo müſſe er hervorheben, daß dieſe Renitenz 
ein altes deutſches Recht ſei, und er reclamire daſſelbe ausdrücklich als ein 
Recht ſtändiſcher und parlamentariſcher Körperſchaften. (Beifall.) Dieſes 
Recht wollen und werden wir üben, und ich hoffe zu Gott, daß ſich in unſe⸗ 
rem Baterlande ſtets Beamte finden werden, welche Ihnen (zur rechten Seite) 
mit dieſem Rechte in der Hand entgegentreten werden. Eebhaſte uftim: 
mung.) Er bedaure, daß der Herr Miniſterpräſident nicht anweſend ſei; es 
ſei indeß eine bekannte Sache, daß das conſtitutionelle Staatsweſen nie vor⸗ 
handen ſei, nie gelten ſolle, wenn es „für uns, ſondern nur, wenn es ge⸗ 
en uns“ ſei. Die Wirkung der beantragten Unterſuchung könne nur eine 
eilſame ſein, und es ſei die beſtimmte Pflicht des Hauſes, das Gefühl der 
flicht im ganzen Lande wach zu rufen, es wach zu rufen auch in der con⸗ 
ſervativen Partei und womöglich im Miniſterium. Wer die Möglichkeit eines 
Erfolges auf dieſem Wege 1 5 wolle, der leugne damit, daß überhaupt 
noch Hoffnung ſei, Recht und Geſetz überhaupt zur Geltung zu bringen. Ge⸗ 
länge es aber, überall klar zu machen, daß der don der Regierung betretene 
Weg ins Verderben führe, ſo ſei ja dem Beſſeren Bahn gebrochen; dann 
werde man auch dahin kommen, daß die in der Verfaſſung vorgeſehenen Ge⸗ 
ſetze endlich, und zwar in ihrem eigenen Geiſte, gegeben werden. Wohin das 
herrſchende Syſtem führe, das ſei aufs Klarſte zu Tage getreten in den Com⸗ 
promiſſen innerhalb der conſervativen Partei bei der Wahl des Abgeordneten 
b. Blandenburg. Der frühere Abg. v. Bonin⸗Stolp habe dieſem in ſeinem 
Wahlkreiſe Platz machen und dafür habe dieſem wieder der Oberſtaatsanwalt 
Kannegießer weichen müſſen (hört! bört!), So bekomme man überzeugungs⸗ 
treue Abgeordnete, jo ſchaffe man überzeugungstreue Wähler. (Hört!) — 
Daß auf ſolche Weiſe die Achtung vor der egierum und deren Anſehen ges 
ſtärkt werden, könne doch Niemand meinen. Die Wahl der Commiſſion an⸗ 
gehend, 8 er den vom Abg. Senff vorgeſchlagenen Modus als feier⸗ 
licher, bedeutſamer für das Land und zugleich als practiſche Ausführung des 
Verfaſſungsartikels 82, da die Abtheilungen nur bei einzelnen Geſetzesvorla⸗ 
gen zu wählen hätten. 
iniſter des Innern Graf Eulenburg: Der Hr. Vorredner hat das 
Bedauern ausgeſprochen, daß gerade derjenige Miniſter nicht anweſend ſei, 
der im Stande wäre, über die Anſicht der Regierung Auskunft zu ertheilen. 
Wenn es darauf ankommt, den Standpunkt der Regierung zu bezeichnen, fo 
glaube ich, iſt dazu jeder andere Miniſter eben ſo befugt, und ich werde mir 
erlauben, dies zu thun. Ich gebe auf die Angriffe gegen meinen Wahlerlaß 
nicht ein. Was ich damals beabſichtigt, habe ich ſchon zu wiederholtenmalen 
geſagt, und auch dieſe Angriffe können mich nicht von meiner Ueberzeugung 
faßt dee Wenn der Referent meint, daß der Wahlerlaß flüchtig abge⸗ 
aßt ſei, ſo kann ich verſichern, daß dies nicht der Fall iſt, denn ich habe den⸗ 
ſelben wohl überlegt. Im Uebrigen kann ich nur glauben, daß der Wahler⸗ 
laß keinen Grund und keine Andeutung enthält, den nicht jede nachfolgende 
Regierung ebenfalls aufrecht erhalten ſollte; es müßte denn die Regierung 
aus einer Partei hervorgegangen ſein, mit deren Herrſchaft die of it Ge⸗ 
fahr für den Fortbeſtand des Staates verbunden ſein würde. (Oho! links.) 
Ich gehe zu dem Antrage ſelbſt über. Was ſoll derſelbe? Ein Urtheil oder 
einen Beſchluß? Ein Urtheil haben Sie bereits, denn die Majorität, welche 
den Antrag geſtellt hat, hat ſchon heute das feſte Urtheil, daß bei den letzten 
Wahlen ungeſetzliche Verkümmerungen des Wahlrechts und Beſchränkungen 
der Wahlfreiheit vorgekommen ſind. Ich weiß alſo nicht, warum Sie ſich 
noch beſonders durch Nied erſetzung einer Commiſſion informiren wollen. 
Wenn Sie nun aber Material für einen Beſchluß ſchaffen, welcher mit nur 
einiger Wirkſamkeit verbunden iſt, ſo glanbe ich, können Sie dieſe Wirkſam⸗ 
keit nur auf die eine Art ausüben, daß Sie die Wahlen annulliren, bei denen 
nach Ihrer Anſicht ein geſetzwidriger Einfluß ausgeübt worden iſt. Ein Drit⸗ 
tes kann ich mir nicht denken. Der Artikel der Verfaſſung ſpricht übrigens 
nicht vom Sammeln der Thatſachen, wie der Hr. Referent ſich ausdrückte, 
nein, von Unterſuchung von Thatſachen. Es ſcheint, daß man damit be⸗ 
abſichtigt hat, eine beſtimmt ausgeſprochene Thatſache unterſuchen zu laſſen. 
Nun, mit welchen Schwierigkeiten es verbunden iſt, wenn nicht ſtreng in dem 
Sinne der Verfaſſung verfahren wird, beweiſen zahlreiche Beiſpiele aus an: 
dern Staaten. In England hat die Sache eine andere Bedeutung; es hat 
das engliſche Parlament zum Theil adminiſtrative Befugniſſe; dort iſt aljo 
eine Ne dung cee denkbar. Sn Belgien iſt dies nicht der Fall, 
und bei der Unterſuchungscommiſſion, die in den 30ger Jahren das Parla⸗ 
ment beſchloß, iſt man ſich der Unausführbarkeit ſehr wohl bewußt geweſen. 
Man iſt ſogar jo weit gegangen, in Bezug auf die Thätigkeit jeder einzelnen 
Commiſſion ein Spezial⸗Geſeß zu erlaſſen, welches fie ermächtigte, mit den 
Verwaltungsbehörden in amtliche Beziehungen zu treten, und die Commiſſion 
iſt trotz dieſes Geſetzes zu nichts gelangt. Bei uns kann es nicht Ina 
daß die Commiſſion entweder mit adminiſtrativen oder richterlichen Behörden 
in Conflict kommen wird, was entſchieden vermieden werden muß, und Sie 
können unmöglich glauben, daß Sie ſich dabei von Seiten der Regierung des 
großen ene r zu erfreuen haben werden (Senſation). Mit die: 
en Worten glaube ich die Stellung der Regierung bezeichnet zu haben. Ich 
urchte nicht, daß durch die Reiſen einer derartigen Commiſſion eine Aufre⸗ 
gung im Lande hervorgerufen werde, ich fürchte, daß das Haus in feinem 
nfeben nicht gewinnen wird, wenn eine Commiſſion im Lande herumreiſt, 
welche nichts weiter iſt, als ein Denunciationsbüreau (Bravo der Conſerva⸗ 


tiven) und die mit einem Unterſuchungsmaterial nach Hauſe kommt, welches 


nichts weiter bezweckt, als daß Alles beim Alten bleibt. (Schwaches Bravo 
der Conſexvativen.) 

Abg. Rerchenſperger: Die bisherige Politik der Regierung habe keines⸗ 
wegs die Mißerfolge gehabt, welche die Fortſchrittspartei erhofft habe. Des⸗ 
balb wolle ſie durch den gegenwärtigen Antrag die Aufregung gegen dieſelbe 
wieder erhitzen. Sie möge ſich mit der heutigen Debatte begnügen, der 
weitere Verlauf werde ihr den Erfolg wieder entreißen. Er wolle nur wenige 
Bedenken geltend machen, wenn er auch feſt überzeugt jei, daß die Debatte 
wie bisher an dem vorher feſtſtehenden Beſchluſſe nichts ändern werde. 
Art. 82 gebe der Landesvertretung ein Recht, auf das fie ſtolz fein könne; 
aber eiſt die Anwendung gebe dieſem Rechte feinen eigentlichen Werth. Er 
würde es begreifen, wenn man vor den Wa lprufungen erklärt hätte, de 
Majoritätswahlen gegenüber ſei die Beeinfluſſung unwirkſam gemeient, da: 

egen haben die Minoritätswablen die Vermuthung der Geſetzlichteit gegen 
ich, auf dieſe wird die Unterſuchungscommiſſion alſo beſchränkt, um das 
aterial zur Prüfung ihrer Legalität zu beſchaffen. Man ſolle doch lieber 
leich ein Wahlgeſeßz einbringen, um die nicht zu DR Unzuträglich⸗ 
beit des gegenwärtigen Zuſtandes zu beſeitigen; wie z. B., daß ein Wahl⸗ 
Commiſſar ſich ſelbſt atteſtiren könne, er habe die Majorität erhalten u. dgl. m. 
Warum behaupte die Majorität nicht direct Verletzungen der SS 84 u. 86 
des Strafgeſetzbuches und beweiſe ſie, da ſie doch die Ueberzeugung, daß ſolche 
vorliegen, ausſpreche, noch ehe die Unterſuchung ftattgefunden, hle aber 
das Material noch, ſo etablire man eben, wie der Herr Miniſter ſage, nur 
ein Denunciationsbüreau, ob mit Erfolg, ſei noch zweifelhaft; was 
würden die Nefultate auch ſein können? Einen Zwang zum Denunciren 
ebe es doch nicht; man werde ſich auf freiwillige Denuncianten beſchrän⸗ 
en müfjen, auf deren, ſelbſt eidliche, Ausſage in der Regel bekanntlich nur 
eringer Werth gelegt werde. Was würde das oberſte Tribunal, die öffent⸗ 
iche Meinung dazu ſagen? Wöenn man durch den Antrag etwa Rücktritt des 
Miniſteriums bezwecken könnte, läge die Sache anders, das ſei aber doch nicht 


anzunehmen. Ein Reſultat allein ſei gewiß: man ſchwäche das Anſehen der 


Regierung, aber nicht nur der gegemoärtigen, ſondern auch jeder anderen. Es 
fe bäſſtg im Intereſſe ciner Partei ſo zu verfahren; gehäſſiger noch, weil 
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2 erfolglos Es würde dahin kommen, daß man die Juſtiz⸗ und Verwaltungs: 


Beamten, ſtatt dieſelben unabhängig zu machen, ſich zu bittern Gegnern 


575 mache. Helfen könne man den Beamten nicht, aber ſchaden durch das 
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beabſichtigte Verfahren. Er wiederhole, man möge es bei der heutigen Debatte 
5 laſſen. (Beifall rechts.) f 

Abg. Dr. Becker (Dortmund): Wenn es ſich hier bloß um die Wirkun⸗ 
gen der Unterſuchung auf die Staatsregierung handelte, ſo könnte man den 
Bedenken des Grafen Schwerin beitreten. Es gebe aber noch zwei große 
Rückſichten, erſtens auf die Wähler, welche geſchützt werden müßten, zwei⸗ 
tens auf die Beamten, welche ſich nicht zu Wahlagitationen für die Re⸗ 
gierung ane wollten. Es ſei wahr, daß reichliches Material vorliege, 
aber es ſei erſt zum geringſten Theile geprüft und geſichtet; wenn daſſelbe 
bei den Wahlprüfungen vollſtändig erörtert werden ſollte, ſo würde man mit 
den Wahlprüfungen dieſesmal nie fertig werden. Es komme aber auch noch 
täglich Material, und aus manchen Kreiſen werde es nur unter der Bedin⸗ 
gung, daß es einer ganz beſonderen Unterſuchung unterzogen werde, an⸗ 
geboten. Dieſer Umſtand habe ihn erſt veranlaßt, ſeine Bedenken gegen den 
Antrag fallen zu laſſen. Aus dem Wahlkreiſe Arnsberg⸗Lippſtadt⸗Brilon ſei 
3. B. eine große Anzahl Beſchwerden eingelaufen; auf die Frage, warum 
ſie nicht, wie aus andern Bezirken, durch Schriftſtücke unterſtützt würden, ſei 
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die mit der Wahlagitation beauftragten Beamten angewieſen werden, ſich bei 
ihrer Agitation vor allen Dingen jeder Schreiberei zu enthalten. (Hört!) 
Hier ſei alſo die Zeugenvernehmung nöthig, die keine mit den gewöhn⸗ 
lichen Wahlprüfungen betraute Abtheilung des Hauſes vornehmen könne. 
Wenn der Abg. Reichenſperger meine, diefe Zeugenausſagen würden, weil 
ſie nicht beſchworen würden, nichts beweiſen, ſo ſei zu erwidern, daß, wenn 
ehrbare Leute etwas mit der Erklärung, fie jeien es zu beſchwören bereit, 
ausſagten, und der Gegner, dem dieſe Ausſage unbequem ſei, die Vereidi⸗ 
gung abſichtlich verhindere, die Ausſage für wahr gelte. Daß man 
nach dem Rathe Reichenſpergers, gegen ungeſetzliche Wahlbeeinfluſſungen die 
betreffenden Paragraphen des Strafgeſetzbuches nicht anrufe, ſei ſehr erklärlich, 
ſo lange Graf zur Lippe Ober⸗Staatsanwalt ſei und das Anklagemonopol 
der Staatsanwaltſchaft beſtehe. Aber es handle ſich zunächſt auch erſt um 
eine Warnung der Beamten vor den geſetzlichen Folgen ungeſetzlicher Agita⸗ 
tion, die erſt binnen 5 Jahren verjährten, und daß das jetzige Miniſterium 
noch 5 Jahre bleibe, ſei nicht I fürchten. Wenn endlich geſagt werde, die 
Unterſuchung ſchwäche das Anſehen der Regierung, ſo ſei zu bemerken, daß 
das Anſehen derſelben noch viel mehr ſchwinde, wenn ſie ungeſetzlich agitire, 
und die Unterſuchung, welche künftigen Agitationen vorbeuge, ſei eher geeig⸗ 
net, das Anſehen einer guten Regierung herzuſtellen. Was in dieſer Bezie⸗ 
hung dem Miniſterium zu jagen ſei, laſſe er heute weg, da die Miniſterſeſſez 
leer und er (Redner) mit den Miniſtern nicht durch die ſtenographiſchen Ben 
richte zu verkehren gedenke. 

Abg. Frhr. v. d. Heydt: Er müſſe dem Antrage der Referenten allen 
Ernſtes entgegentreten. Das Haus habe bei Prüfung, der einzelnen Wahlen 
Gelegenheit, die etwa vorgekommenen Unregelmäßigkeiten zu unterſuchen, 
und es habe von dieſer Befugniß umfaſſenden Gebrauch gemacht. Auch die 
Regierung habe durch die ſtattgefundenen Verhandlungen Gelegenheit gehabt, 
von den ihr unbekannten Thatſachen Kenntniß zu nehmen. Von dem Herrn 
Miniſter des Innern habe man vernommern, daß er, wo Ueberſchreitungen 
vorgekommen, habe Remedur eintreten laſſen. Das Haus habe gewiß unbe⸗ 
ſtritten das Recht, die Commiſſion einzusetzen: es habe von dieſem Rechte 
aber bisher keinen Gebrauch gemacht. Er glaube, daß es wohl daran gethan; 
es ſei auf kürzerem Wege zu demſelben Reſultate gekommen. — Der aus: 
dehnenden Interpretation, daß Art. 82 dem Hauſe das Recht gebe, nicht 
bloß zur Unterſuchung angeregter Thatſachen, ſondern auch zur Ermittelung 
noch nicht bekannter Thatſachen, könne er nicht für richtig halten. Der Un; 
terſchied ſei weſentlich. (Heiterkeit) Wenn aber auch das Recht zur Ermitte⸗ 
lung von Thatſachen dem Hauſe zuſtände, ſei es nützlich, daſſelbe auszuüben? 
Er verneine dieſe Frage, aus den von dem Abgeordneten für Anklam aus⸗ 
geführten Gründen. Die Autorität der Verwaltung werde dadurch nicht ger 
winnen, beſonders nicht, wenn von den der Staatsregierung untergebenen 
Beamten directe Information eingezogen werden ſolle, damit greife man in 
die Executive der Regierung ein. — Er komme ſchließlich zurück auf die 
Aeußerung des Abgeordneten für Anklam, die Freunde der Regierung ſeien 
um einige vermehrt worden. Er könne antworten, daß die Freunde des Ab: 
geordneten für Anklam ſich um einige vermindert hätten, und zwar um einige, 
deren Abweſenheit er von Herzen 157 71 In Betreff ſeiner eigenen Stel: 
lung aber wolle er bemerken, daß er ſelbſt in vollſter Unabhängigkeit billige, 
was ihm recht, und nicht billige, was ihm nicht recht ſcheine; mit dieſem 
Vorbehalt habe er ſich der Frackion der Conſervativen angeſchloſſen, weil er 
in der Hauptfrage des Tages ſich in der wärmſten Uebereinſtimmung mit 
derſelben befinde. Er würde den Tag ſegnen, wo alle Parteien ſich die 
Hand reichten, um wo möglich eine zum Heile des Vaterlandes gereichende 
Verſtaͤndigung anzubahnen. (Bravo bei den Conſervativen). 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Es folgen 
perſönliche Bemerkungen. * 

Abg. Graf Schwerin: Er habe ſich über den wiederholten Angriff des 
Abg. v. Blanckenburg nicht gewundert; habe doch ſelbſt der Miniſterpräſident an 
einem andern Orte es ausgeſprochen, daß er und ſeine Freunde mit mehr 
Leichtigkeit als Geſchick den gegenwärtigen Conflict herbeigeführt hätten. Er 
ſtelle dieſe Angriffe gern dem öffentlichen Urtheil anheim. Er habe, ſo lange 
er ſich in politiſcher Wirkſamkeit befinde, ſich niewals des Beifalls des Abg. 
v. Blanckenburg und des Herrn Miniſterpräſidenten zu erfreuen gehabt, und 
er werde auch wohl für die Zukunft darauf verzichten müſſen. (Heiterfeit.) 
Er ſei aber eine Auskunft ſchuldig. Niemals habe er Ae wee daß die 
Regierung Einfluß auf das Land haben müſſe, fo thöricht werde auch Nie: 
mand ſein. Dieſer Einfluß müſſe in ſo ausgedehntem Maße vorhanden ſein, 
als möglich. Hier handle es ſich aber um die Mittel, ihn zu erlangen. „Wir 
verwerfen die Mittel der Furcht, der Einſchüchterung, Depravirung (Beifall), 
wir billigen aber, daß die Regierung durch ihre Maßregeln das Land zu der 
Ueberzeugung führe, daß ſie auf richtigem Wege ſei.“ Und er ſetze hinzu, 
daß er die Yet der Regierung in der polnischen Frage und die Art und 
Weiſe, wie ſie heute dem Antrage entgegengetreten, für ſolche Maßregeln 
halte. — Daß er durch ſeinen Wahlerlaß „die Parteien in Verwirrung“ ge⸗ 
bracht, halte er für keinen Vorwurf; er habe eben beabſichtigt, das Land zum 
Bewußtſein zu bringen, daß nicht die Parteien, ſondern das Wohl des Va⸗ 
terlandes die Hauptſache ſei. Er gebe zu, W er uicht egen habe, ben: 
jenigen Einfluß zu beſitzen, den er für eine „Regierung“ für nöthig halte; 
er habe aber damals nicht die Mittel der gegenwärtigen Regierung angewen⸗ 
det, ſondern als ihm die Mittel nicht gewährt worden, die er zur Erlangung 
jenes Einfluſſes nöthig zu haben glaubte, habe er Se. Maj. allerunterthänigit 
um die Entlaſſung aus ſeinem Amte 7 (lebhafter Beifall). — Weiter 
ſei ihm vorgeworfen, er habe zu viel Beamte zur Dispoſition geſtellt; ſeine 
Freunde hätten ihm früher den entgegengeſetzten Vorwurf gemacht; noch jetzt 
habe er den Grundſatz, daß, ſo lange ein Beamter ſeine Pflicht im Amte er⸗ 
6 man nicht nach feiner politiſchen Geſinnung fragen dürfe (Bravo!) Es 
ei, wie er ſich jetzt entſinne, richtig, daß er im Jahre 1848 die Herren Wa⸗ 
gener und Schede zur Dispoſition 8 babe, zu einer Zeit, wo es noch 
keine Wahlen gab, dieſe Maßregel aljo nicht in dem Sinne ergriffen worden 
ſein könne, von dem heut hier die Rede. Beide verehrte Herren ſeien da⸗ 
mals Mitglieder des Conſiſtoriums in Magdeburg geweſen, und er habe als 
Cultusminiſter geglaubt, beide Herren ſeien nicht die Kräfte, mit denen er 
nach ſeiner Auffufſung arbeiten könne (Heiterkeit), dies glaube er auch heut 
noch (Bravo!). Er entſinne ſich nicht, Landräthe zur Dispoſition genen 
zu haben; weil fie gegen die Wahl der Herren Wagener und v. Gerlach agi⸗ 
tirt hatten. Das aber ſei ganz unzweifelhaft, daß er eine Agitation der Bez 
amten gegen die Regierung nicht geduldet habe, namentlich nicht, daß Be⸗ 
amte, die mit der Leitung der Wahl zu thun hatten, ſich an die Spitze einer 
Partei ftellten (Beifall). So habe er einen Kreisſekretär verſetzt, der einen 
Wahlaufruf mitunterzeichnet, worin die Rittergutsbeſitzer ſeines Kreiſes als 
„Junkerpartei“ ſtigmatiſirt worden, und einen Landrath ſehr ernſtlich rectifi⸗ 
eirt, der in entgegengeſetztem Sinne den Erlaß ſeiner vorgeſetzten Behörde 
mit einer, wie ihm ſcheine, höhnenden Kritit begleitet habe. Daß dies himmel⸗ 
weit verſchieden ſei von den Maßregeln der gegenwärtigen Staatsregierung, 
brauche er nicht auseinanderzuſetzen. — Was den letzten Redner anlange, jo 
ſei der Standpunkt, den er ſich vindicixe, zu billigen, was ihm recht ſcheine, 
und zu mißbilligen, was nicht, — derjenige Standpunkt, den wohl alle Mit⸗ 
glieder des Hauſes theilten, und nicht ein ſpecieller (Beifall). Das glaube 
ich aber ausſprechen zu mülſſen, daß ich manches billige, was er nicht billigt, 
und manches nicht billige, was er billigt (Beifall). . 

Abg. Wagener bittet um Entſchuldignug, wennn er von ſich ſelber re⸗ 
den müſſe; es ſei aber durch die Erklärungen des Grafen Schwerin das 
Sachverhältniß etwas unklar geworden. Es ſei, als er zur Dispoſition ge⸗ 
ftellt worden ſei, allerdings ſchon von Wahlen die Rede geweſen, von den 
Wahlen zur Nationalverſammlung und zum frankfurter Parlament, doch müſſe 
er einräumen, daß dieſe Maßregel mit den Wahlen in keinem Zuſammen⸗ 
hange geſtanden 4 ee habe ſie ſtattgefunden ohne Rechtsgrund und 
ohne Sachkenntniß des damaligen Herrn Miniſters, indem derſelbe feinen 
Beſchluß gefaßt, unmittelbar nach feinem Amtsantritte und wegen der „Anz 
ſichten und Intentionen“ der beiden Betheiligten. Redner fügt hinzu, er 
billige ſeinerſeits das Verfahren des Grafen Schwerin, denn kein Regierungs- 
chef konne mit Beamten wirken, von denen er wiſſe, daß fie in ihrem Wollen 
und Wirken ihm gegenüberſtehen; und wenn er ſelber einmal in die dama⸗ 
lige Lage des Grafen Schwerin kommen follte (andauernde Heiterkeit), fo 
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würde er ganz eben ſo handeln, und ſich von allen Beamten befreien, welche 
er nicht in Uebereinſtimmung mit ſeinen Intentionen wüßte (Heiterkeit). Er 
wiſſe nicht, warum er ſich nicht auch alles mögliche Gute a. ſollte. 

Sollte übrigens jemals die Gegenpartei an das Staatsxuder kommen, was 
er freilich nicht wünſche und hoffe, ſo würde ſie ſicherlich nicht anders han⸗ 
deln. — Abg. v. Blanckenburg bemerkt berichtigend, daß er dem Grafen 
Schwerin keinen Vorwurf habe machen, ſondern nur habe ſagen wollen, daß 
derſelbe, im Hinblick auf ſein eigenes Verfahren keinen Grund habe, eine 
ſeindſelige Haltung gegen die Erlaſſe des Miniſters des Innern anzunehmen. 

Ferner ſei ſeine Abſicht nur geweſen, zu conſtatiren, daß der Graf Schwerin 
durch ſeinen Wahlerlaß ganz und gar nicht erreicht habe, was er gewollt 

Abg. Schulze (Berlin) als Antragſteller. mehreren Seiten ſei die 
Frage aufgeſtellt, was man mit dem Antrage eigentlich bezwecke; er meine 
mehr als ein bloßes Zurkenntnißkommen dieſer oder jener Thatfache. Das 
Haus wahre ſein Recht zur Prüfung der Letzitimation der Mitglieder, wenn 
es eine Wahl caſſire, während die von ſeinen Freunden und ihm beantragte 
Maßregel bei weitem weniger auf die Vergangenheit ziele, ſie ziele auf die 
ukunft. Schon vorher ſei darauf hingewieſen worden, daß es ſich darum 
handle, die Rechte des Hauſes zu wahren. Selbſt wenn Wahlen caſſirt wür⸗ 
den, ſo müſſe das Haus gegen die Beeinfluſſung auftreten, man werde ſonſt 
die Neuwahlen unter denfel en, höchſtens vielleicht etwas vorſichtigeren und 
in geſchicktere Formen gebrachte Beeinfluſſung vollziehen — — Das ein⸗ 
zuſammelnde Material müſſe in feiner Geſammtheit dem Haufe unterbreis 
tet werden, um der Regierung und dem Lande gegenüber geltend gemacht 
zu werden. Er habe ſich natürlich keiner hohen Begeiſterung ſeitens der Re 
gierung für feinen Antrag verſehen; wenn das Haus alſo die Mitwirkung 
der Regierung nicht zu gewärtigen habe, jo werde man demſelben von an 
dern Seiten entgegenkommen aus dem ganzen Lande. Wenn dann den wohl⸗ 
begründeten Anträgen des Hauſes in Betreff der weiteren Schritte keine 
918 gegeben werde, dann werde die königl. Staatsregierung in die Mit⸗ 
ſchu eintreten. Das wäre auch eine Folge. Das Haus habe die Pflicht, 
mit allen verfaſſungsmäßigen Mitteln gegen das Verfahren der Behörden 
aufzutreten, das werde eine Wirkung im Lande haben. Schon ſeien maſſen⸗ 
hafte Thatſachen angezeigt, welche bei den Wahlprüfungen gar nicht verwen⸗ 
det werden konnten. Das Haus verlange von feinen Wählern Unterſtützun 
in ſeiner ſchweren Aufgabe, und wenn es dieſe verlange, ſo müſſe es au 
ſeinerſeits die Wähler ſchützen in der Ausübung ihrer Nchte. ie Wahl⸗ 
beeinflungen hätten die Wirkung gehabt, den ganzen Verfaſſungskampf zum 
unmittelbaren Bewußtſein des ganzen Volkes zu bringen; es handle ſich aber 
um einen Conflict der Regierung mit dem ganzen Volke, nicht blos mit dies 
ſem Haufe, wenn das Urrecht des Volkes, ſein Wahlrecht, geſchädigt jel 
(Bravo). Die wiederholten Auflöſungen ſollten conſequent dieſes 10 — der 
Beſchädigung des Wahlrechts ausbeuten. Alle Verfaſſungen enthielten das 
Auflöfungsrecht, als eine Appellation von der Volksvertretung an das Volk. 
Wenn aber, wie bei uns, die Regierung wiederholt wegen derſelben Differenz 
auflöſe, dann appellire ſie nicht vom Hauſe an das Volk, ſondern vom Volle 
an daf | elbe Voll. Möge das auch dem Buchſtaben der Verfaſſung nicht 
zuwiderlaufen, dem Geiſte der Verfaſſung widerſtrebe es, oder er wiſſe nicht, 
was aufen Me (Bravo), Bei der einen Auflöſung heiße es, wir können 
nicht mit dem Budgetrecht, bei der andern, wir können nicht mit der Prob“ 
freiheit, nicht mit der Wahlfreiheit regieren. Da begreife er nicht, auf Grund 
welcher Qualification die Herren Miniſter eine ſolche eminente Stellung ein’ 
zunehmen ſich für berechtigt halten. Heiße das nicht: Wir können nicht 
mit der Verfaſſung regieren, und jo lange dieſe Verfaſſung das Staats, 
rundgeſetz Preußens bilde: wir können überhaupt nicht regieren (hört! 
Dirt!), — Niemand beſtreite dem Abg. v. 1 daß der Regierung 
ein berechtigter Einfluß, wie ihn Graf Schwerin darſtelle, auf ihre Beamten, 
wie überhaupt auf die Wahlen zuſtehe; ja, es gebe, wie er immer anerkannt, 
noch einen andern berechtigten und natürlichen Einfluß, den der geſell? 
ſchaftlichen Stellung, des Geldes, des Grundbeſitzes, der Perſönlichkeit, 
der ja jener Partei in vollem Maße zu Gebote ſtehe. Wie aber gerade eine 
„ariſtocratiſche“ Partei dazu komme, zu dieſem Einfluſſe, noch den geſetzwi⸗ 
drigen der Regierung auf die Beamten als Hilfe i beanſpruchen, begreife 
er nicht. Es möge allerdings angenehm ſein, er kenne dies Gefühl, durch 
ſolchen Einfluß einen Sitz im Hauſe zu bekommen, freilich nicht (Heiterkeit). 
Daß ſie ſich aber dieſes Einfluſſes bediene, beweiſe nur, daß die Herren ihrer 
Stellung mißtrauen und daß in ihrer Sache etwas faul ſei. 

Er frage, wenn man die Beamten in königsfeindliche und königsfreund⸗ 
liche getheilt habe und ſie hielten an der Verfaſſung feſt, ob damit der 
Monarchie ein Dienſt geleiſtet ſei. Worauf ſtütze man aber mit allen 
dieſen Einflüſſen feine Ausſicht auf Erfolg? worauf ſpeculfre man? Auf 
alles Gemeine und Niedrige im Menſchen 8 auf die Feigheit und Ge⸗ 
ſinnungsloſigkeit. Eine ſolche Stütze ſei nicht verläßlich; ſie ſei ein ſchwan⸗ 
les Rohr, wenn von anderer Seite die Gefahr herantrete. Es ſei das 
Furchtbarſte, wenn man den Menſchen vor ſich ſelbſt erniedrige und ent⸗ 
würdige (Bravo) und nicht blos vor ſich ſelbſt, ſondern auch vor allen ſeinen 

Genoſſen. Denn es ſei etwas Klägliches, wenn man in den wichtigſten An⸗ 
aan des Staats gegen feine Ueberzeugung ſtimmen muff. Einer 

ocialiſtiſchen Schule ähnlich, ſcheine man für die a Beamten die 

Wahlfrage zu einer Magenfrage zu machen. Der Miniſter des Innern 
habe zwar wiederholt auf ſeine neulich abgegebene Erklärung hingewieſen, 
ſo lange er aber die Vortheile des Syſtems acceptire, ſo lange die be⸗ 
treffenden Beamten wegen begangener Mißbräuche nicht beftraft würden, 
könne er den Miniſter von der Probocation nicht losſprechen. N diefer 
Weiſe wolle das Miniſterium feinen Willen durchſetzen? welche Meinung 
haben die Herren von dem preußiſchen Volke. Glaube man den tiefen Sinn 
des preußiſchen Volkes für das Recht dadurch zu erhöhen, daß man Geſin⸗ 
nung&lofigleit und niedrigen Servilismus begünſtige? 

„Sollte ſich auf dieſe Weiſe ein Erfolg erringen laſſen, dann wäre auh 
die Kraft des preußiſchen Volles gebrochen, dann wäre das preußiſche Vo 
ein caput mortuum, mit dem nichts zu machen wäre in den Stürmen, die 
jetzt am Horizont Europa's aufzuſteigen drohen. Dann könnte leicht ein finis 

‚orussiae eintreten, der Fall jenes Preußens, deſſen geſchichtlicher Beruf es 
ſei, Deutſchlands Spitze zu bilden. Freilich, jene Herren ſähen ihr Eldorado 
in einem Preußen, in welchem ſie nach unten hin die kleinen Herren ſpielen 
könnten, während ſie nach außen die Selbſtſtändigkeit des Vaterlandes preis⸗ 
gaben. Die Herren mögen ſehen, wie ſie damit fertig werden; wenn das 
Volk nicht mehr an ſeine Vertreter glaubt, wenn ihm keine Hoffnung auf 
Erhörung mehr ührig bleibt, ſo Marie es ſich nach andern Mitteln umſehen. 
Preußen iſt nicht iſolirt, wie eine beliebige Inſel der Südſee, nicht abgeſperrt 
von den Folgen der großen europäiſchen Ereigniſſe. Die Stunde kommt, wo 
man des Volkes bedarf, und dann wird über dieſes Syſtem zu Gericht ge⸗ 
ſeſſen werden; nur das Eine iſt ſchlimm dabei, daß wir die Entwickelung 
unſeres Vaterlandes an die Noth deſſelben anknüpfen müſſen, und daß ein 
Moment nach dem andern hingeht, wo, wenn eine Regierung an der Spitze 
Preußens wäre, welche das Land in ſeinem Geiſte und ſeinen Intereſſen 
verſtünde, . jenem großen Ziele, welches ihm winkt, mit einem kühnen 
Schritte zuſtreben könnte (lebhaftes Bravo). 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Auf die Gefahr hin, die De⸗ 
batte noch an Zeit zu verlängern, muß ich mir noch eine Erwiderung 
erlauben. Es läßt ſich nicht leugnen, daß die Rede des Vorredners großen 
Eindruck IS machen fähig iſt. Dieſe Art von Volksrednerthum, welche ſich 
ſelbſt in Extaſe ſetzt, und welche unbewieſene Satze, als bewieſene in die 
Welt ſchleudert, wird hier im 4 a keinen Eindruck machen, wohl aber im 


Volte. Deshalb, meine Herren, laſſen Sie dieſe Rede in 100,000 Exemplaren 
im Lande vertheilen, dann haben Sie erreicht, was Sie mit der Commiſſion 
erreichen wollen und beſchließen fie keine Commiſſion. (Unruhe und Heiterkeit.) 
Referent Abg. Aßmann: Der Abg. v. Blandenburg habe bemiejen, daß 
er in der Schule des art v. Gerlach recht anerkennenswerthe Fortſchritte 
emacht habe. Wenn derſelbe den Satz aufſtellte: die Weisheit der Regierung 
Babe derjelben die Herzen im Lande zugewendet, jo könne dies zu keinem 
andern Zweck geſchehen fein, als um die Heiterkeit des Hauses zu erregen. 
Hufen — Die einzelne Wahlprüfung, der einzelne Act hätte dem 
Hauſe keine Veranlaſſung gegeben, in einem Geſammtbeſchluß ſich darüber 
auszuſprechen. Das jei es aber, was das Land erwarte, und was der 
Schwere des Unrechts entſpreche. Daß ein ſolches Urtheil das Land ein“ 
fe e würde, das fürchte er nicht. Die Autorität der Landesbehörden 
ei eine ſo große, daß das Urtheil das Land nur ſtärken werde für zukün 
90 Falle. Das Verfahren, welches der Abg. Graf Schwerin empfohlen, die 
ahlen zu caſſiren, ſei gut, er glaube aber, daß dadurch gerade der Abſicht 
des Antrages entgegen gehandelt werde. Nicht im Intereſſe der Partei, ſon“ 
dern im Intereſſe des Landes ſolle der Beeinfluſſung der Wahlen entgecße 
getreten werden, weil dadurch die Moralität im Lande verletzt werde. Der 
Miniſter des Innern ſtelle in Ausſicht, daß die Commiſſion keine Unter⸗ 
ſtützung ſeitens der Regierung erhalten werde; er glaube, daß es gerabe 
im Intereſſe der Regierung liege, der Commiſſion keine Schwierigfeiten 
den Weg zu legen, weil ſonſt das Haus und das Land geneigt fein würden 
das Allerſchlimmnſte zu glauben. Von dem Wahlauftuf des Miniſters d 
Innern habe er geſagt, daß demſelben die genügende Klarheit mangele ihn 
babe hinzugefügt, daß man ihn im Lande für ſehr geſchickt halte, da man 
nach allen Seiten hin deuten könne. Er empfehle Annahme des Antrag 
der Referenten und Ablehnung des Antrages des Abg. pal lic 
n 


Abg. Schulze (Berlin) ergreift nur das Wort, um 
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ten, wie er nach der ſoeben aus dem Munde des Herrn Miniſters gehör⸗ 
ten Kritik des Volksredners und der Volksreden der Meinung ſei, es 
könne der Hr. Miniſter, wenn er jo fortfahre, mit der Zeit noch recht Er⸗ 
ſprießliches auf dieſem Gebiete leiſten. (Heiterkeit.) Der Präſident bringt 
nunmehr die geſtellten Anträge zur Abſtimmung. Der Antrag der Referen⸗ 
ten wird mit großer Majorität angenommen; der Antrag des Abg. Senff 
n Wag (dafür die Fortſchrittsparteih. Es wird demnach dor dem 
nächſten Plenum eine aus 21 Mitgliedern beſtehende Unterſuchungscommiſ⸗ 
ſion durch die Abtheilungen gewählt werden. 
Es folgt der zweite Gegenſtand der Tages⸗Ordnung: der mündliche Ber 
richt der Petitions⸗Commiſſion über die Petition des Wahlmannes Emil 
Spiller zu Namslau, betreffend das disciplinariſche Einſchreiten gegen Be⸗ 
amt, wegen ihres Verhaltens bei den Wahlen. (Ref. Abg. Wachler). Der 
Antrag lautet: Das Haus der Abg. wolle beſchließen: 1) Die Petition des 
Wahlmannes Emil Spiller zu Namslau dom 15. Nov. d. J. dem königl. 
Staatsminiſterium zur Abhilfe u überweiſen. 2) Für den Fall, daß das 
Haus der Abgeordneten die Sinfebun einer Unterſuchungs⸗Commiſſion ber 
üglich der Wahlbeeinfluſſungen belieben ſollte, dieſer Commiſſion eine Ab⸗ 
182 t der Petition als Material kapier dez 
Ein Amendement des Abg. Virchow geht dahin, das Haus wolle be⸗ 
ſchließen: 1) die Beſchwerde des Wahlmannes Spiller als begründet anzu⸗ 
erlennen und 2) ſeine Petition Nes dem gefaßten Beſchluſſe der königlichen 
Staatsregierung mitzutheilen. Ref. 255 Wachler: Die Commi Kon habe 
ſich in Gegenwart eines Vertreters des Miniſters des Innern der Berathung 


Bericht beſchloſſen. Referent verlieſt die Petition, die vom 15. d. M. aus 
Namslau datirt und von dem Agenten und Wahlmann Spiller unterſchrieben 
ſei. Der Landrath des namslauer Kreiſes v. Salice⸗Conteſſa hätte durch das 
„Kreisblatt“ e vor der Wahl zu einer Beſprechung über 
dieſelbe beſchieden; in dieſer 0 ſei der jetzige Abgeordnete Major 
v. Buſſe auf Poln.⸗Marchwitz als ganz Unberufener mit einer Rede aufgetreten 
und habe erklärt, der König wünſche, daß ſolche Männer wie die früheren 
Abgeordneten nicht wieder gewählt würden, des Königs Wunſch aber müſſe 
Beſehl ſein; dem ande habe der Erbſcholtiſeibeſitzer Moritz Reichert aus 
Deutſch⸗Marchwitz erklärt, ihm ſei von einem ſolchen Befehle nichts bekannt 
und er werde ſich ſein verfaſſungsmäßiges Recht nicht verkümmern laſſen. 
Wegen dieſer Erklärung gegen eine Privatperſon ſei auf Anweiſung des 
Reg.⸗Vicepräſidenten v. Goetz zu Breslau eine Disciplinarunterſuchung gegen 
denſelben eingeleitet und er auch bereits verantwortlich vernommen worden. 
(Hört! Hört!) Ferner ſeien in Folge einer Denunciation ebenfalls auf An⸗ 
ordnung der Regierung zu Breslau der Lehrer Jul. Kalkbrenner und der 
Rathmann Bäckermeiſter Ferd. Krichler zu Namslan darüber zur Verantwor⸗ 
1 ſie liberal 1 3 Der Reg.⸗Commiſſar 

nicht betheiligt 

ei indeß einſtim⸗ 


ie je einen ſehr 
bſt betreffe, jo 
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Abg. Dr. Virchow: Materiell habe er genen den Commifjion:=Antrag 
ell ſeinen Gegenantrag zu recht: 


un 
auf ſaſche Dinge kein e n Einfluß zuſtehe. — Die Abgeord⸗ 
neten Virchow und Schulze hätten heute Schlimmes prophezeit; ſie prophe⸗ 
zeiten ſolches ſchon ſeit 10 Jahren, und wenn ein Prophet etwas prophezeie, 
woraus nichts werde, fo fer er ein falſcher Prophet. (Heiterfeit.) Vielleicht 
werde die Prophezeiung eintreffen, aber nicht zum Verderben des Staats und 
ſeiner (des Redners) Partei, ſondern zum Verderben der Fortſchrittspartei. 
(Heiterkeit) Daß die Fortſchrittspartei heute in fo großer Zahl hier vertre⸗ 
ten ſei, ſei nicht das Refultat ihrer Bedeutung. — Ruf: zur Sache! — 
Präſident unterbricht den Redner mit der Mahnung, ſich an die Sache zu 
alten. Abg. Wagener kommt wieder auf die vorherige allgemeine Discuſ⸗ 
ion zurück, wird wieder unterbrochen „zur Sache.“ Neue Mahnung des 
sälinegtem: daſſelbe wiederholt ſich nochmals; Präſident: wenn der 
räſident einen Redner zweimal unterbreche, dann habe das Haus über die 
Fortſetzung der Rede zu beſchließen. Er jr demſelben noch einmal das 
Wort, hoffe, daß derſelbe bei der Sache bleiben werde. Abg. Wagener: 
Zur ſpeciellen Begründung ſeines Antrages auf Tagesordnung habe er nicht 
viel hinzuzufügen. (Heiterteit.) Er beſtreite die Befugniß des Hauſes, ſich 
als Ober⸗Inſtanz in Disciplinarſachen hinzuſtellen, und dies treffe den Ans 
trag des Abg. Wirhom noch in einem höheren Maße, als den Antrag des 

eferenten. 
Abg. Richter: Nach dem Reſultat der Wahlen ſei der Vorredner ſelbſt 
ein falscher Prophet. (Heiterkeit.) Das Haus ſei durch die betreffende Pe⸗ 
tition allerdings nur einſeitig unterrichtet; allein wenn die Regierung ent⸗ 
gegengeſetzte Nachrichten eingezogen hätte, ſo würde der Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar nach feinen 9 Auslaſſungen in der Commiſſion ane gewiß 
mit Vergnügen hier erſchienen ſein. Das ganze Land halte die Klagen über 
ahlbeeinfluſſungen für vollkommen begründet, weil Jeder in feinem Kreiſe 
ähnliches, wie er in B ug auf den Kreis Teltow conſtatire, vor Augen ge⸗ 
habt habe. Beſonders habe man auch die Lehrer beeinflußt; zum Beweiſe 
eitire Redner den Schlußſatz aus dem Erlaſſe des Regierungs⸗Präſidenten 
zu Oppeln, Die vorgeſetzte Behörde für die Lehrer ſeien die Schulinſpecto⸗ 
ren und nicht die Landräthe; trotzdem ſtellten dieſe die Lehrer wegen der 


u schaffen hätten. Es ſcheine alſo eine bollſtändige Anarchie in den Reſſort⸗ 
BVerhältniſſen En zu fein. Die Disciplinargewalt aber habe hier gar 
dein Gebiet; fie wolle den Lehrern, dieſe abhängigſte Klaſſe von Beamten, 
ben nur ein Recht rauben, welches ihnen ſonſt nicht genommen werden 
Önne, Mit der Aufforderung an das Haus, gerade der Lehrer fi anzu⸗ 
nehmen, empfiehlt der Redner den Antrag der Commiſſion. F 

Der Schluß der Debatte wird ee > und angenommen. Nach Bee 
Worten des Referenten Wachler bemerkt Abg. Graf Schwerin zur Geſchäſts⸗ 
rdnung, es 5 wünſchenswerth, alle die Wahlen betreffenden Petitionen in 
* ukunft der heut beſchloſſenen Unterſuchungs⸗Commiſſion zu überweiſen. — 
Praſident Grabow erklärt, daß er demgemäß auch in Zukunft zu verfahren 
gedenke. Es werden demnächſt das Virchow'ſche Amendement abg elehnt, 
ie Anträge des Referenten angenommen. Um 3 Uhr 5 Minuten wird 
0 Ruf nach Vertagung laut; der Präſident erſucht das Haus, noch eine 
balbe Stunde zuſammenzubleiben, um die auf der Tagesordnung ſtehenden Wahl⸗ 

küfungen zu erledigen. — Abg. Wachler referirt über die Wahlen der Ab⸗ 
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der Petition unterzogen, und um die Sache zu beſchleunigen, den mündlichen | f 


ahlen zur Rede, obgleich die Landräthe rein gar nichts mit den Lehrern 
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geordneten Landrath v. Niebelſchütz (280 von 397 Stimmen) und 
b. Goßler (258 von 393 Stimmen). Die Abtheilung beantragt, e W 
len für r au erklären, obgleich ſie rügt, daß Herr v. Goßler trotz 5 
Candidatur Wahlcommiſſar geweſen ſei und bei Eröffnung der Wahl eine 
Anſprache gehalten habe, deren Inhalt übrigens nicht conſtire. Das Haus 
tritt dem bei. — Abg. v. Goßler bemerkt perſönlich, daß er recht and 
u haben ge dem Haufe aber nicht das Recht zuftehe, dem Wahlcommiſ⸗ 
> eine Rüge zu ertheilen. Auch ein entgegenſtehender Beſchluß des Hauſes 
würde ihn in dieſer Auffaſſung nicht irre machen. — Präſident Grabow: 
Ein Antrag darauf liege gar nicht vor. — Abg. v. Sybel: Der Erklärung 
des a v. Goßler gegenüber beantrage er nunmehr, daß das Haus durch 
ausdrücklichen Beſchluß der Anſicht der Abtheilung, daß jene Anſprache un⸗ 
male ſei, beitrete. r h h 

Ref. Wachler führt aus, daß jede derartige Anſprache geſetzlich unzu⸗ 
läſſig ſei. Nach einer Bemerkung des Abg. v. Gottb 19 bemerkt der Abg. 
Parriſius (Brandenburg), daß die Auffaſſung des Abg. v. Goßler, ſich 
weder an die Beſchlüſſe des Hauſes, noch die a binden zu wollen, ſich 
ſelbſt richte. — Abg. Goßler perſönlich: Er bleibe dabei ſtehen, daß der 
Beſchluß des Hauſes ihn als Wahlcommiſſar nicht binde; als ſolcher 
ſei er nur der Regierung verantwortlich. — Das Haus die An mit ſehr 
grober Majorität, dem Antrage v. Sybels gemäß, daß die Anſprache des 

ahlcommiſſars bei der dr gen Wahl eine ungehörige geweſen. — Prä⸗ 
ſident Grabow ſpricht die Hoffnung aus, daß aus dieſem Beſchluſſe der 
Herr Miniſter des Innern vielleicht Veranlaſſung zu einer allgemeinen Ver: 
ügung an die Wahlcommiſſarien nehmen werde; er werde ihm zu 
dieſem Zwecke von dem eben geiabten ee Walt amtlich Kenntniß geben. 
Die Prüfung der Wahlen im 7. breslauer Wahlbezirk hat der Abtheilung, 
welche die Giltigkeit der Wahlen (Nitſchke, Reichenheim und Tweſten) bean⸗ 
tragt, zu folgender Bemerkung Veranlaſſung gegeben: In dem Urwahlbezirk 
Kienau war der Freiherr v. Zedlitzj⸗Neukirch alleiniger Urwähler 1. Klaſſe, 
gab ſich ſelbſt die Stimme, nahm auch ſofort die Wahl im Termine an und 
vollzog das Protokoll. Den Tag nach der Wahl zeigte er dem Landrathe 
an, daß er die Wahl ablehnen müſſe, da ihm bre eine 9 ung 
ſeiner vorgeſetzten Militärbehörde zugegangen ſei, nach welcher er ich der 
Wahl überhaupt enthalten ſolle. Darauf wurde eine Neuwahl angeordnet. 
Die Abtheilun glaube, daß es unzuläſſig fei, eine einmal angenommene 
Wahl ſpäter abzulehnen. Die Abtheilung beantragt, die Wahl der Abge⸗ 
ordneten für giltig und die gedachte Nachwahl für ungiltig zu erkläreu. 
Anträge der Abtheilung werden genehmigt. 

Abg. Reichenheim: Er wolle hierbei eine ernſte Sache zur Sprache 
bringen, nämlich die ſteingrunder Angelegenheit. Er wolle ſich dar⸗ 
über nicht weiter auslaſſen, allein er halte ſich für verpflichtet, einige ſtati⸗ 
ſtiſche Zahlen zur eine der Bedeutung dieſer Angelegenheit mit⸗ 
zutheilen. In Betreff der politiſchen Bedeutung der Gemeinde Steingrund 
bemerke er, daß dieſelbe mit Althayn, Neuhayn und Bärengrund zuſammen 
4 Wahlmänner zu wählen habe. Von 96 Urwählern hatten ſich bei der 
Wahl 14 betheiligt und von dieſen 14 hatten 7 für die conſervativen Wahl⸗ 
männer geſtimmt. Von 15 Perſonen ſei die Eingabe der Gemeinde unter⸗ 
zeichnet geweſen und dieſe Thatſache ſpreche ſo deutlich, daß ihm jede weitere 
Bemerkung zu erlaſſen ſei. a B 4 

Abg. Wachler: Die Abtheilung hat er nicht für zweckmäßig erachtet, 
in Bezug auf die Gemeinde Steingrund hier irgendwie Erwähnung zu thun, 
da ſie nicht in der Lage war, beſtimmte Anträge daran zu knüpfen und vor⸗ 
zog, in dieſer Angelegenheit lieber zu ſchweigen. 

„Die Wahlen in den Regierungsbezirken Münſter und Trier werden für 
iltig erklärt. Bei Gelegenheit der Wahl im Kreiſe Saarbrücken conſtatirt 
bg. Duncker, um auch von einer erfreulichen Thatſache Meldung 4 thun, 
daß der Landrath v. Schlechtendal allgemein für unparteiiſch gelte, und 
theilt zugleich mit, wie Herr v. Düring in ſeinen Maßregelungen gegen Ein⸗ 
zelne ſeiner Arbeiter durch die einmüthige Kündigung von 150 Arbeitern 
gehemmt worden ſei, und daß die Einmüthigkeit dieſer wackeren Männer in 
der Wahrung ihres Rechts die höchſte Achtung verdiene (Bravo). 

Abg. Dr. Langerhans berichtet als Special⸗Referent über die Wahlen 
des breslauer Landkreiſes und beantragt deren Genehmigung. 

Abg. Wachler vermißt die Erwähnung der auf dieſe Wahlen bezüglichen 
Proteſte, welche wahrſcheinlich nicht bei den Akten gelegen hätten. Nur weil 
er dazu beauftragt ſei, erwähne er, daß der Landrath des breslauer Kreiſes die 
liberalen Wahlmänner „eine Bande“ genannt habe (Heiterkeit). 

Abg. Dr. Langerhans: Es ſei nur ein Proteſt bei den Akten, und 
zwar ſei derſelbe gegen die Wahl des Grafen Gögen zum Wahlmann ge⸗ 
richtet; ſonſtige Bedenken ſeien unerheblich. 2 

Ref. Parriſius (Brandenburg) berichtet im Namen der 7. Abtheilung. 

Abg. Qual: Der Wahl⸗Commiſſar ſeines Kreiſes habe die Rede Sr. 
des hochſeligen Königs vor Seiner Thronbeſteigung auf die Verfaſſung der 
Urwählerverſammlung vorgelefen und beſonders den Paſſus betont, der von 
denjenigen ſpreche, welche die Verfaſſung zum Deckmantel ihrer Bosheit 
machen gan! ‚bört!). — Die Wablen ſelbſt werden für giltig erklärt. 

Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Dinstag 10 Uhr an, und 
auf die T.⸗O. derſelben den Bericht der ſchleswig⸗holſteiniſchen Commiſſion, 
wogegen Abg. Virchow wünſcht, daß die Berathung dieſes Berichtes ſchon 
am Montag ſtatthaben möge, da die Lage der Herzogthümer täglich uner⸗ 
träglicher werde. — Abg. v. Gottberg proteſtirt unter Berufung auf die 
Geſchäftsordnung gegen die Verkürzung der dreitägigen Friſt. Es bleibt ſo⸗ 
mit bei der Beſtimmung des Präſidenten. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage. 


Berlin, 28. Nov. 


* 
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. Amtliches] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Stadtwundarzt Dr. Kratzenſtein zu Stral⸗ 
fund den rothen Adlerorden vierter Klaſſe zu verleihen, und den bis⸗ 
herigen Hofkammer⸗Aſſeſſor von Lentzcke zum Hofkammer⸗Rath und 
Mitgliede des Hofkammer⸗Collegiums zu ernennen. 

Se. Majeſtät der König haben 1 geruht: Zu der von des 
Fürſten zu Hohenzollern⸗Hechingen Hoheit beſchloſſenen Verleihung des Ehren: 
kreuzes dritter Klaſſe des fürſtlich bohenzollernſchen Hausordens an den Major 
Kurz, Chef der F ompagnie für Schleſien, Allerhöchſtihre 
Genehmigung zu ertheilen. . St.⸗Anz.) 

Bekanntmachung. Nach einer Mittheilung der Ober⸗Poſt⸗Behörde in 
Warſchau können auf den Wegen über Sosnowice und Alexandrowo Geld: 
ſendungen, welche nach folgenden Orten in Polen: Czenſtochau, Petrikau, 
Rokicin, Skierniewice, Lodz, Wloclawek, Kutno, Lowicz und Warſchau, fo wie 
nach den hinter Warſchau belegenen Orten beſtimmt ſind, wieder durch die 
en werden. Berlin, den 27. November 1863. General⸗Poſt⸗Amt. 

ilipsborn. 

7 ochenblatt.] Graf v. Gersdorff, Port.⸗Fähnrich vom 1. 
Schleſ. Huſ.⸗Regt. Nr. 4, zum Garde⸗Huſ.⸗Regt. verſetzt. Schulz III., Haupt ⸗ 
mann bon der 1. Ing.⸗Inſp. und kommandirt als Adjutant bei dem zweiten 
Gen. ⸗Inſpekt. der un en, in das Kriegs⸗Miniſterium, Abtheilung fur die 

ng.⸗Angelegenheiten verſetzt. Scheibert, Pr.⸗Lt. a. D., früher in der 2ten 

ing.⸗Inſp., in derſelben Ing.⸗Inſp. wiederangeſtellt. v. Puttkammer, Gen., 
Nieut. und Inſp. der 2. Mt. nf, in Genehmigun ſeines Abſchiedsgeſuchs, 
als Gen. der Ne mit Penſ. zur Disp. behalt. ittke, Se.⸗Lt. v. Train 
J. Aufg. des I. Bats. (Neifje) 2. Oberſchl. Regts. Nr. 23, als Pr.⸗Lt. mit 
ſeiner bisherigen Uniform der Abſchied bewilligt. 

Berlin, 28. Noobr. [Se. Majeſtät der König! begaben ſich 
geſtern Morgen nach Koͤnigs⸗Wuſterhauſen zur Jagd, an welcher auch 
Ihre königl. Hoheiten die Prinzen Karl, Friedrich Karl, Albrecht (Vater), 
Albrecht (Sohn), der Prinz Auguſt von Würtemberg, die Fürſten Wil⸗ 
helm und Boguslaw Radziwill, Prinz Anton Radziwill, der Oberſt⸗ 
Kämmerer Graf von Redern, der General⸗Feldmarſchall Freiherr von 
Wrangel, die Miniſter u. A. Theil nahmen. Nach beendeter Jagd fand 
in dem in neueſter Zeit reſtaurirten königl. Jagdſchloſſe zu Koͤnigs⸗ 
Wuſterhauſen das Diner ſtatt, worauf Se. Majeftät nach Berlin zurück⸗ 
fuhren. Allerhöchſtdieſelben nahmen heute den Vortrag des General: 
Adintanten, General⸗Lieutenants Freiherrn von Manteuffel, und alsdann 
den des Geheimen Kabinets⸗Raths, Wirklichen Geheimen Raths Illaire 


entgegen und empfingen den Miniſter⸗Präſidenten von Bismarck⸗Schöͤn⸗ 


hauſen. 

[Neue Mitglieder des Herrenhauſes.] Nach einer bei dem 
Präſidium des Hertenhauſes eingegangenen Mittheilung des Herrn Mi- 
niſters des Innern ſind zu Mitgliedern des Herrenhauſes auf Lebens⸗ 
zeit berufen: der Fürſt von Pückler⸗Muskau, der Geheime Ober⸗ 
Regierungsrath von Kröcher auf Plutowo in Weſtpreußen, der Prä⸗ 
ſident z. D. Freiherr Schüler von Senden auf Natzlaff, der Geheime 
Regierungsrath von Ramin auf Günnitz, der Wirkliche Geheime Rath 
von Le Cog in Berlin, der Dber-Präfident a. D. und Curator der 
Univerſität Halle von Beurmann in Oppin, der Freiherr von Herte⸗ 


Bea feld auf Liebenberg, der Profeſſor Dr. Leo in Halle, der Ober⸗Tri⸗ 


bunalsrath und Profeſſor Dr. Heffter und der Ober⸗Tribunglsrath 
von Caprivi. Die beiden Letzteren find zugleich zu Kron⸗Syndicis 
beſtellt worden. (St.⸗Anz.) 

[J. Maj. die Königin! iſt neueren Nachrichten zufolge bereits 
in vergangener Nacht mit dem frankfurter Schnellzug aus Karlsruhe 
in Weimar eingetroffen. 

[[Der Kronprinz und die Kronprinzeſſin] haben auf 
Wunſch der Königin Victoria ihren Aufenthalt am engliſchen Hofe 
verlängert, werden am 14. Dez. noch der Gedaͤchtnißfeier des Sterbe⸗ 
tages des Prinz⸗Gemahls Albert beiwohnen und darauf die Rückreiſe 
nach Berlin antreten. Späteſtens treffen dieſelben zur Feier des Weih⸗ 
nachtsfeſtes hier ein. 

Berlin. [Die Befeſtigungs⸗Arbeiten am Jahdebuſen] 
zum Schutz des Kriegshafens werden jetzt mit verdoppelter Thätigkeit 
betrieben. 

[Preußiſche Rüſtungen.] Ganz unabhängig von den diploma⸗ 
tiſchen Verhandlungen werden die preußiſchen Rüſtungen betrieben. 
Nicht nur, daß die Marſchbereitſchaft für das Reſervecorps der Bun⸗ 
desarmee zur Execution in Holſtein ausgeführt iſt, es werden auch na⸗ 
mentlich in den Verwaltungszweigen die umfaſſendſten Vorkehrungen 
getroffen, um jeder Eventualität vorbereitet gegenüber zu ſtehen. Die 
Prüfung des umgearbeiteten Militär⸗Verpflegungs⸗Weſens wird be⸗ 
ſchleunigt und in allen zur Ausrüſtung der Truppen erforderlichen An⸗ 
gelegenheiten eine große Rührigkeit entwickelt. Ganz beſonders gilt 
das von der Marine⸗Verwaltung, welche zur Armirung und Verthei⸗ 
digung der Küſten die großartigſten Vorkehrungen trifft. 

[Kein Handelsvertrag mit Rußland.] Daß die handels⸗ 
politiſche Miſſion des ruſſiſchen Stagtsraths v. Thraener, inſofern fie 
den eventuellen Abſchluß eines Handelsvertrages mit Preußen zum 
Gegenſtande hatte, erfolglos geblieben iſt, wird anderweitig ſchon be⸗ 
richtet ſein. Wir erfahren außerdem noch, daß Herr v. Thraener ſei⸗ 
nem Gouvernement gegenüber die Meinung ausgeſprochen hat, daß 
nur zwiſchen Preußen und dem Königreich Polen vertragsmäßige han⸗ 
delspolitiſche Beziehungen herſtellbar ſeien, zu dieſem Ende aber die 
Wiederaufrichtung von Zollſchranken zwiſchen Rußland und Polen er⸗ 
folgen müßte. Da vorausſichtlich die ruſſiſche Handelspolitik zu einem 
ſolchen Rückſchritt um ſo weniger ſich entſchließen dürfte, je mehr das 
Beſtreben der petersburger Regierung dahin geht, Polen mit Rußland 
zu verſchmelzen, ſo ſcheint eine Umgeſtaltung in den Verkehrsbeziehun⸗ 
gen Preußens zu Rußland jetzt mehr als je in weite Ferne gerückt. 

(B.⸗ u. 9.3.) 

[Vergiftung einer Familie.] Der Conditor Neumann, wel⸗ 
cher früher das Geſchäft in der Jeruſalemerſtraße 58 inne hatte, hat, 
wie die „Berl. Ref.“ meldet, Freitag Mittag ſich, ſeine Frau, 
ſeine Schwägerin und ſeine drei Kinder, im Ganzen ſechs Per⸗ 
ſonen, mittelſt Mittagseſſens vergiftet. Eine große Schuldenlaſt ſoll 
die Urſache hierzu geweſen ſein. 

Danzig, 28. Novbr. [Bei der heutigen Nachwahl] für 
v. Forckenbeck iſt der Candidat der Fortſchrittspartei, Gutsbeſitzer Plehn⸗ 
Morroczyn, mit 336 gegen 111 Stimmen gewählt worden. 

»Lautenburg, 25. Nov. [Ein beklagenswerther Vorfall,] 
der ſich am 21. d. M. an der maſuri'ſchen Grenze unweit des preu⸗ 
ßiſchen Dorfes Suchoroz ereignete, geht hier von Mund zu Mund 
und hat unter der polniſchen Bevoͤlkerung eine nicht geringe Aufregung 
hervorgerufen. Vier Einwohner, wenn ich nicht irre, des Kreiſes Mlawa, 
die drei Gutsbeſitzer Mareinowski, Szarski, Cieſielski und der 
Geiſtliche Guher machten ſich an dem genannten Tage zuſammen zu 
Fuß auf den Weg, um ſich eilig nach Preußen zu begeben. Von 
ruſſiſcher Seite wird behauptet, die vier genannten Perſonen ſeien 
durch thätige Betheiligung am Aufſtande ſchwer compromittirt geweſen 
und hätten ſich durch ſchleunige Flucht nach Preußen der Verfolgung 
der ruſſiſchen Behörden entziehen wollen. Inwieweit dieſe Behauptung 
begründet iſt, vermag ich nicht zu entſcheiden. Schon waren die Wan⸗ 
derer in die Nähe der preußiſchen Grenze, unweit des Dorfes Suchoroz 
gekommen, als ſie von einer Koſakenpatrouille auf einem Neben⸗ 
wege angetroffen und durch den Ruf: Halt! zum Stillſtehen aufgefor⸗ 
dert wurden. Da ſie dieſer Aufforderung nicht Folge leiſteten, vielmehr 
im vollen Lauf der preußiſchen Grenze zueilten, ſo ſetzten die Koſaken 
ihnen nach und feuerten mehrere Schüſſe auf ſie ab. Alle vier Flücht⸗ 
linge wurden getroffen. Szarski erhielt einen Schuß in den Kopf 
und ſtürzte unmittelbar an der Grenze todt nieder; Cieſielski wurde 
ſchon auf preußiſchem Gebiete ſchwer in der Bruſt verwundet und 
liegt hoffnungslos darnieder; Marcinows ki erhielt außer einer Schuß⸗ 
wunde ſchon auf preußiſchem Gebiete mehrere Säbelhiebe in den 
Kopf und in die Arme und wurde ſchwer verwundet nach dem Dorfe 
Suchoroz gebracht, wo er am folgenden Tage ſtarb; der Geiſtliche 
Guher wurde von der Kugel leicht verwundet und entkam glücklich 
auf preußiſches Gebiet. Von glaubwürdigen Perſonen wird verfichert, 
daß die Koſaken die Flüchtlinge bis auf preußiſchts Gebiet verfolgt 
und dem Marcinowski dort noch mehrere Säbelhiebe beigebracht 
haben. 4 (Bromb. 3.) 

Deutſchland. 
In Sachen Schleswig⸗Holſteins. 

Frankfurt a. M., 26. Noobr. [Weitere Ausführung 
der telegr. Depeſche über die Bundestagsſitzung.] In der 
heutigen Sitzung des Bundestages beantragte das Präſidium, die Voll⸗ 
macht des däniſchen Geſandten den Ausſchüſſen zu überweiſen. Hier⸗ 
gegen proteftirte der däniſche Geſandte. Der ſächſiſche Bundestagsge⸗ 
ſandte erſuchte das Präſidium, in Hinblick auf einen von ihm einzu⸗ 
bringenden Antrag die Bundesverſammlung zu fragen: ob einem Ge⸗ 
ſandten, deſſen Vollmcht noch nicht angenommen, das Protokoll offen 
ſtehe? Die Bundesverſammlung verneinte dieſe Frage mit großer Ma⸗ 
jorität, nur 3 Stimmen ſtimmten für dieſelbe. Der däniſche Geſandte 
will hiergegen proteſtiren; das Präſidium verweigert dies und ſchließt 
die Sitzung. Eine neue Sitzung wird nach einer halben Stunde an⸗ 
geſetzt. In derſelben wurde der Antrag des Ausſchuſſes: 1) die Füh⸗ 
rung der holſteiniſchen Stimme ſei in der Bundesverſammlung zur 
Zeit zu ſuspendiren; 2) hiervon ſei dem däniſchen Geſandten und dem 
badiſchen Bundestagsgeſandten Mittheilung zu machen, mit bedeutender 
Majorität angenommen. Oeſterreich und Preußen erklärten bei der 
Abſtimmung, daß ihr Standpunkt von dem londoner Protokoll und 
den damit unzertrennlichen Verabredungen aus den Jahren 1851 und 
1852 bedingt ſei. Auf Lauenburg habe der König von Dänemark ein 
Recht. Hierauf wurde der Antrag Sachſenz: „Ueber die Executions⸗ 
frage 5 ee g 5 

„Es ſeien unverz ie nöthigen Anordnungen zu „ dami 

das für Holſtein beftimmte on naher mit er tg Fe 
entſprechenden Verſtärkung in Holſtein und Lauenburg einrücke, um dieſe 
Bundesländer bis zu dem Zeitpunkte beſetzt zu halten, wo der Bund 
ſich in der Lage ſehen wird, dem von de 3 rechtmäßig anerkannten 
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Diefer ſo wie anderweit von Heſſen⸗Darmſtadt, Oldenburg und 
Anhalt geſtellte Anträge wurden an den Ausſchuß überwieſen. 

Frankfurt a. M., 28. Nov. [In der zweiten Sitzung 
der Bundesverſammlung!] legte der Geſandte Oldenburgs eine 
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haltung in Bezug auf Schleswig⸗Holſtein. 


Kopenhagen zu melden. 


Vollmacht von Anhalt wegen Lauenburgs vor, ſowie die Anzeige, daß 
Anhalt alte Anſprüche auf Lauenburg geltend mache und den Schutz 
des Bundes dafür beanſpruche. Wird an den Ausſchuß verwieſen. 


Heſſen⸗Darmſtadt bringt einen Antrag ein auf Fortſtellung der Executions⸗ 


maßregeln mit dem Erbieten, ſeinerſeits Truppen zur Reſerve aufzuſtellen. 

Gotha, 27. Nov. [Die Communalbehörden beim Erb: 
prinzen von Auguſtenburg.] Heute Vormittag wurde eine De— 
putation des Stadtraths und des Stadtverordneten-Collegiums vom 
Erbprinzen Friedrich von Auguſtenburg empfangen, welche ihm zu ſei⸗ 
nem „Regierungsantritt“ den Glückwunſch der Stadt darbrachte. Der 
Erbprinz nahm dieſen Wunſch dankeud entgegen, der ihm von einer 
Stadt ausgeſprochen ſei, in welcher ſeine Familie eine neue Heimath 
gefunden habe, als ihr durch die Gewalt das Heimathland verſchloſſen 
geweſen ſei, und wies darauf hin, daß der Herzog von Gotha der erſte 


Fürſt geweſen, der ihm die Anerkennung feines Rechtes entgegengetra⸗ 
gen habe. 


Er fühle ſich ſtark in ſeinem guten Rechte und in dem Be⸗ 
wußtſein, von den edelſten Gefühlen der Nation getragen zu werden. 
Nur durch die vollſtändigſte und feſte Geltendmachung ſeines Rechtes 
könne ſein bedrängtes Volk ſeine dauernde Befreiung erlangen; er 
werde den ihm von ſeinen Rechten und Pflichten vorgeſchriebenen Weg 
unbeirrt innehalten. (N. Pr. 3.) 

Gotha, 28. Noobr. [Zur Entgegennahme von freiwil⸗ 
ligen Beiträgen] für die ſchleswig⸗holſteiniſche Sache iſt in der 
Privatbank zu Gotha eine ſchleswig⸗holſteinſche Hauptkaſſe errichtet wor⸗ 
den, deren Einnahmen für Landeszwecke, vornehmlich militäriſche Zwecke, 
verwendet werden ſollen. Dieſe Kaſſe wird unter Verantwortlichkeit 
verwaltet und findet ſeiner Zeit öffentliche Rechnungsablegung ſtatt. 

Weimar, 27. Novbr. In der heutigen Gemeinderathsſigung 
wurde der Antrag des Gemeindevorſtandes: 

„eine gemeinſchaſtliche Commiſſion der Gemeindebehörden einzuſetzen, welche 
die Aufgabe hat, die Angelegenheit der Herzogthümer durch Anträge an die 
Staatsregierung, durch Verbindung mit andern Städten Deutſchlands, durch 
Sammlungen außerordentlicher Beiträge, durch Bildung oder Unterſtützung 
von Freiwilligenſchaaren oder in ſonſtiger Weiſe zu fördern, und der wei⸗ 
tere Antrag: dieſer Commiſſion, für den Fall des Bedürfniſſes zur Errei⸗ 
chung des vorgeſteckten Zieles ein Kreditvotum bis zu 10,000 Thalern zu 


eröffnen“, 
zum Beſchluß erhoben. Außerdem wurde ein aus der Mitte des Ge: 
meinderaths hervorgegangener Antrag: dem Großherzog den Dank des 
Gemeinderathes für die ausgeſprochene Anerkennung des Herzogs Frie— 
drich von Schleswig⸗Holſtein darzubringen, genehmigt. (Weim. 3.) 

Koburg, 28. Novbr. [Abſtim mung in den Herzogthü— 
mern.] Die auch in der „Berl. Mont. ⸗Zeit.“ berührte, in einer fran⸗ 
zöſiſchen Zeitung zuerſt angeregte Idee von der Zweckmäßigkeit, die 
ſchleswig⸗holſtein'ſche Frage durch eine Abſtimmung in den Herzogthü⸗ 
mern entſcheiden zu laſſen, hat weithin, wie man hört, großen Anklang 
gefunden. Es ſoll in dieſer Richtung der Vorſchlag gemacht ſein, die 
deutſchen Executions Truppen zunächſt nur zu benutzen, um die däniſche 
Armee zu nöthigen, die Herzogthümer zu räumen, dann aber ledig: 
lich die Grenzen zu beſetzen, um die Bewohner völlig frei abſtimmen 
zu laſſen. 

[Proteſt des Auguſtenburger.] Der Proteſt, welchen der Erb⸗ 
prinz von Auguſtenburg im Jahre 1859 zur Wahrung ſeiner Rechte 
an den König von Dänemark richtete, lautet: 

„Sire! Ew. Majeſtät haben den gegenwärtig verſammelten Ständen des 
Herzogthums Holſtein den Entwurf eines Verfaſſungsgeſetzes vorlegen 
laſſen, in deſſen erſtem Artikel beſtimmt iſt, daß das Herzogthum Holſtein 
mit der Ew. Majeſtät königlichen Scepter untergebenen däniſchen Monarchie 
durch das unter dem 31. Juli 1853 von Ew. Majeſtät erlaſſene Thron⸗ 
folgegeſetz für die däniſche Monarchie auf immer vereinigt ſei. Ich habe bei 
Erlaſſung des Thronfolgegeſetzes vom 31, Juli 1853, jo wie der daſſelbe er⸗ 
wähnenden ſchleswigſchen und holſteiniſchen, ſo wie ſonſtigen Verfaſſungen 
geglaubt, ſchweigen zu dürfen, weil entweder für dieſe Acte, wenigſtens in 
ihrem meine Rechte berührenden Theil, die Zuſtimmung der betreffenden 
Landes vertretungen nicht in Anſpruch genommen war, oder weil ich nicht 
hoffen durfte, daß meine Vorſtellungen unter den damals obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen einen Erfolg haben würden. Gegenwärtig haben Ew. Majeſtät 
geruht, die Stände des Herzogthums Holſtein auffordern zu laſſen, dem 
Thronfolgegeſetz vom 31. Juli 1853 eine Anerkennung zu ertheilen, welche 
demſelben freilich einen rechtlichen Werth nicht gewähren, wohl aber viel⸗ 
leicht die thatſächliche Bedeutung deſſelben erhöhen könnte. Ew. Majeſtät 
dürften zugleich, da Sie nach Alterirung der Geltung des Verfaſſungsge⸗ 
ſetzes vom 2. Oktober 1855 und nach Aufhebung eines Theils der holſteini⸗ 
ſchen Verfaſſung im Begriff ſind, die Verhältniſſe Allerhöchſtihrer Herzogthümer 
neu zu ordnen, in der Lage ſein, den Gefühlen der Gerechtigkeit und des Wohl: 
wollens Raum zu geben, welche ich bei Ew. Majeſtät perſönlich nie bezweifeln zu 
dürfen geglaubt habe. Es wird meiner Darlegung hier nicht bedürfen, daß nach 
dem durch Gottes Rathſchluß hoffentlich fernen Abgang des Mannsſtam⸗ 
mes der älteren königlichen Linie, des oldenburgiſchen Hauſes die jüngere 
königliche Linie deſſelben nach dem Recht der Erſtgeburt in den Herzogthümern 
leswig und Holſtein zum Thron berufen iſt. Nachdem nun meines Herrn 
Vaters Liebden ſich genöthigt geſehen hat, zu erklären, den von Ew. Majeſtät 
in Bezug auf die Erbfolge gefaßten oder künftig zu faſſenden Beſchlüſſen in 
keiner Weiſe entgegentreten zu wollen, folglich ſich paſſiv 1 — 1 iſt mir 
die Pflicht auferlegt, gegenüber dem Thronfolgeſetz vom 31. Juli 1853 dieſes 
mein und meines Hauſes Erbrecht an den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein, ſo wie die ſonſt eventuell mir und meinem Hauſe nach Gottes Rath⸗ 
ſchluß zufallenden Erbrechte zu wahren. Yo darf daher Ew. Maj. in tiefiter 
Ehrerbietung zunächſt bitten, die den ho nk Ständen vorgelegte Bes 
ſtimmung über die Thronfolge allergnädigſt zurückziehen zu laſſen, und dem: 
nächſt in demſelben Sinn überhaupt die zur Durchführung der unwandelba⸗ 
ren Grundſätze der Legitimität in Ew. Majeſtät geſammter Monarchie erfor⸗ 
derlichen Schritte thun zu wollen. Sollte es jedoch Cw. Majeſtät unter den 
egenwärtigen Umſtänden nicht thunlich erſcheinen, dieſer meiner unterthänig⸗ 
ten Bitte Folge zu geben, ſo fühle ich mich verpflichtet, zu den Füßen Aller⸗ 
höchſtihres Thrones in unverminderter Anhänglichkeit an Ihr hohes Haus in 
meinem und meines Hauſes Namen die Erklärung niederzulegen, daß durch 
keine Maßregel, welche nicht meine perſönliche und förmliche Zuſtimmung hat, 
mein und meines Hauſes Erbrecht beeinträchtigt werden kann, und daß ich 
bei dem hoffentlich noch weit entfernten Eintritt meines Succeſſionsrechts 
mich verpflichtet erachten werde, daſſelbe ge gelte legitimen Geltung zu brin⸗ 
gen. Dieſes mein und meines Hauſes Recht ſteht ſowohl mit den Rechten 
und Intereſſen der og änder, als, wie ich vertraue, auch mit den 
Intereſſen Europ's in vollem Einklang. In die Hand der göttlichen Vor⸗ 
ſehung ſtelle ich mit Zuverſicht die ſchließliche Entſcheidung. Genehmigen Ew. 
Majeſtät die Verſicherung der größten Ehrerbietung entgegenzunehmen, mit 
welcher ich verharre Ew. Majeſtät uten, fn 
Friedrich Chriſtian, Prinz zu Schleswig⸗Holſtein. 

Schloß Dolzig, 15. Januar 1859. FR h 

[Die tiroler Blätter] beobachteten bis jetzt eine gewiſſe Zurück⸗ 
Nun aber tritt die „Inn. 
Zeitung“ hervor und erklärt: 

Demjenigen, welcher in dieſem Augenblick dem allzuklugen Denken und 
Rechnen eine kühne entſchloſſene That vorzieht, welcher zuerſt den Ruf erhebt: 
„Auf nach dem Norden!“ wird die ganze deutſche Nation jubelnd folgen, und 
wir können nur wünſchen, daß unſer Jung⸗Oeſterreich dieſer kühne entſchloſ⸗ 
fene Träger des deutſchen Reichspaniers fei, und damit zugleich tilge, was 
Alt⸗Oeſterreich an den treuen und muthigen Herzogthümern mitverſchuldet hat. 


us Schleswig ⸗Holſtein, 29. Nov. [Rüſtungen. — 
Verlegenheit in Kopenhagen.] Zufolge einer am 19. den In⸗ 
fanterie⸗Bataillonen zugegangenen Ordre haben dieſelben (fetzt je 600 
Mann) jedes 1000 Mann einzuberufen, ſo daß ſie dadurch auf 1600 
Mann Stärke gebracht werden. Die Verdoppelung der Bataillone 
ſcheint bereits vollzogen zu ſein. Eine in däniſcher Sprache erlaſſene 
Bekanntmachung des Equipagen- und Commando-Comptoirs der 
Orlogswerfte fordert die in dieſem Jahre permittirte ſeewehrpflichtige 
Mannſchaft auf, ſich unverzüglich auf dem Logirſchiffe auf Nyholm bei 
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der Dannevirke⸗Stellung zu beſchleunigen. Die Ueberſchwemmungen im 
Treenethale ſollen, wie es heißt, ſofort bewerkſtelligt, ſämmtliche Schan⸗ 
zen mit Poſitionsgeſchütz armirt, die Pulvermagazine gefüllt, Geſchoſſe 
herbeigeſchafft und die Palliſadirungen vollendet werden. Außerdem 
ſoll der Befehl ertheilt fein, in und bei der Dannevirke⸗Stellung 
vierzehn Bataillone Infanterie (eirca 11,000 Mann) zu concentriren. — 
Nach Privatberichten aus Kopenhagen ſollen dort aus London wie aus 
Stockholm in den jüngſten Tagen ſehr unerfreuliche Nachrichten einge⸗ 
troffen ſein. Jetzt iſt man daher auf einmal in Kopenhagen auf den 
Gedanken gekommen, daß es doch vielleicht das Beſte wäre, wenn man 
ſich mit den Holſteinern wenigſtens — die Schleswiger natürlich müſſen 
nun einmal, koſte es, was es wolle, mit Gewalt zu Dänen gemacht 
werden! auf einen freundlichen Fuß ſtellen könnte. Freilich möchte man 
die Holſteiner lieber gänzlich unter die Füße treten, und wenn Karl 
Moltke, der einzige Mann, welchem man die Fähigkeit dies durchzuführen 
zutraut, es übernehmen wollte, nun, um ſo beſſer! Wenn das aber nicht 
gehen ſollte — und es ſcheint ja, daß auch Karl Moltke ſich zu ſchwach 
für die ihm zugedachte Aufgabe fühlt — nun, dann mochte man es mit Hrn. 
v. Lewetzau, mit Reventlow-Criminil, ja — mirabile dietu — mit 
dem Baron Karl v. Scheel-Pleſſen verſuchen! Es muß wirklich weit 
gekommen ſein in Kopenhagen, daß man ſich ſo tief gedemüthigt hat, 
den ſo gründlich gehaßten bisherigen Präſidenten der holſteiniſchen 
Stände per Telepraph hinzuberufen. Noch vor acht Tagen wäre er ſei⸗ 
nes Lebens in den Straßen von Kopenhagen nicht ſicher geweſen und 
heute muß man ihn in königlicher Equipage in's Schloß fahren ſehen, 
und mit ſchönen, katzenfreundlichen Manieren um ſeinen Rath bitten. 
Und die Dänen hätten ſich im Grunde dieſe Demüthigung erſparen 
können. Der Baron Scheel-Pleſſen iſt allerdings ein ſehr intelligenter 
Mann, aber mit all ſeiner Klugheit könnte er, auch wenn er den 
beſten Willen hätte, eine Ausgleichung nicht mehr ermöglichen. Dazu 
iſt es „zu ſpät“, und das weiß ſicher der Baron Scheel-Pleſſen ſo gut 
wie irgend einer. (Magd. Z.) 

Kopenhagen, 27. Nov. Die „Berl. Ztg.“ ſchreibt: Hier ein⸗ 
getroffenen Nachrichten zufolge hat die engliſche Kanalflotte Befehl er⸗ 
halten, nach der Oſtſee abzugehen. 

Wien, 28. Nov. [Eine Erklärung des Grafen Rech— 
berg.] Im Finanzausſchuſſe richtete bei der Rubrik „Cavallerie und 
Fuhrweſen“ Abgeordneter Eiſelsberg an den Grafen Rechberg die Frage, 
ob es wahr ſei, daß 15,000 Mann nach Norddeutſchland zu rücken 
beſtimmt ſeien; auf eine ausweichende Antwort des Miniſters wieder⸗ 
holte Dr. Giskra die Frage in beſtimmterer Weiſe. Graf Rechberg 
antwortete hierauf: Er könne über die Zahl der zum eventuellen Aus⸗ 
marſche beſtimmten Truppen keine beſtimmten Erklärungen abgeben. Zur 
Zeit, wo der verſtorbene König von Dänemark regierte, ſei in Folge 
Bundesbeſchluſſes eine Execution in Holſtein angeordnet worden, wobei 
die von Oeſterrich zu ſtellende Reſerve auf 6000 Mann beſtimmt war. 
Man hatte jedoch Dänemark noch einen Präcluſivtermin geſtellt, um 
den Bundesanſprüchen zu entſprechen; dieſer ſei abgelaufen, und 
die Bundes Execution würde daher ſelbſtverſtändlich ſtattfinden. 
Nun aber ſei durch den Tod Friedrich VII. und die Thronbeſteigung 
Chriſtians IX. die Poſition eine viel verwickeltere und ernſtere geworden. 
Wenn früher kaum zu erwarten ſtand, daß die deutſchen Truppen, die 
in Holſtein einzumarſchiren haben, Widerſtand finden werden, und die 
Reſerven von 6000 Mann Oeſterreichern und eben ſo vielen Preußen 
ausreichend erſchienen, ſo ſei das jetzt anders. Der Bund werde in 
den nächſten Tagen ſeine Beſchlüſſe in der Frage der Herzogthümer 
faſſen, und bevor dieſes ſtattgefunden, ließe ſich über die Zahl der zur 
Ausführung des Bundesbeſchluſſes nöthigen Truppen nichts Beſtimmtes 
ſagen. (Schleswig⸗Holſtein wird geopfert.) 

Rußland. 
Unruhen in Polen. 

O Kaliſch, 28. November. [Abſperrung. — Gefangene.] 
Seit heute Morgens 6 Uhr iſt unſere Stadt in Folge großer Reviſio⸗ 
nen, welche in den hieſigen Klöftern und Kirchen vorgenommen werden, 
abgeſperrt. — Das Militär, welches vor längerer Zeit gegen die Polen 
ausmarſchirte, kehrte geſtern in Begleitung von 23 Gefangenen zurück. 
Unter Letzteren befanden ſich noch Einige in militäriſchen Uniformen. 
In unſerer Woywodſchaft tauchen nur noch hin und wieder Inſur⸗ 
gentenſchaaren auf und zwar immer in kleinen Abtheilungen von 
40 bis 50 Mann. Der herannahende Winter dürfte zur Schwächung 
der Partiſanenkrieger wenig beitragen, zumal die Inſurgenten mit Win⸗ 
ter garderobe x. vollſtändig verſehen find; außerdem ihre Quartiere 
in den Dörfern nehmen werden. 7 

Osmaniſches Reich. 

Bukareſt, 27. Nov. Graf Alton Shee, Aſſocié des Hauſes 
Salamanca, sit hier angekommen, um der Regierung Vorſchläge über 
die Eiſenbahnbauten zu machen. Zu demſelben Zweck iſt der Englän⸗ 
der Gyles für die moldauiſchen Bahnen hier eingetroffen. 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftund hei 0 rd. Ba Luft⸗ N Winde 
in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe- richtung und Wetter 
tur der Luft nach Neaumur, rometer. | ratur. Stärie, 
Breslau, 28. Nov. 10 U. Ab.] 338,56 0,1 SD. 1. | Trübe. 
29. Nopbr. 6 U. Mrg.] 338,50 | —08 | ED. I. Trübe. 
2 U. Nachm.] 338,54 — 0,4] SO. 2. Bedeckt. 
10 U. Abos, | 338,51“ — 1,6] Sd. 1. Trübe. 
30. Novbr. 6 U. Mrg.] 337,92 | —2,0] SO. 1. Trübe. 
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Breslau, 30. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 10 3. U.⸗P. — F. 113 


Poſen, 28. Novbr. [Confiscation.] Die hier erſcheinende 
„Oſtdeutſche Zeitung“ meldet: „Die geſtrige Nummer unſerer Zeitung 
iſt wegen des Leitartikels: „Noch ein Blick auf die Glücklichbeſeitigte“, 
polizeilich mit Beſchlag belegt worden. Heute Vormittags wurden 
ſeitens der Polizei Recherchen nach dem Manuſeript in unſerem Redac 
tions⸗Bureau angeſtellt, aber nichts vorgefunden.“ 


Telegrapbifche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 28. Nov., Nachm. 3 Uhr. Der Artikel des heutigen „Conſtitu⸗ 
tionnel“ wirkte ungünſtig auf die Börſe. Die Rente wurde anfangs zu 66, 95 
gehandelt, fiel auf 66, 80, ſtieg auf 66, 85 und ſchloß zu dieſem Course in 
matter Haltung. Auch alle übrigen Werthpapiere waren angeboten. Conſols von 
88 885 12 Uhr waren 91% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 
66, 85. Italien. proz. Rente 71, 70. Italien. neueſte Anleihe —. Iproz. 

lprz. Spanier 46%. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 392, 50. 
5, —. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 517, 50. 

London, 28. Nov., Nahm. 3 Uhr. Silber 61%. Türkiſche Conſols 
46%. Wetter heiter und kalt. Conſols 91. Iproz. Spanier 47%, Mexi⸗ 
kaner 37. Fproz. Ruſſen 92. Neue Ruſſen 88%. Sardinier 89, 

Der Wechſelcours auf London war in Newyork 167, Goldagio 52%, 
Baumwolle 85 feſt. 

Wien, 28. Nov., Nachm. 12%, Uhr. Die Börſe ſchloß flau. öprozent. 
Metalligues 74, —, aan. Metalliques 65, —. 1854er Looſe 90, 50. 
Bank⸗Aktien 781, —. Nordbahn 166, 80. National⸗Anlehen 80, 80, 
Credit⸗Aktien 177, 30. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, —. London 


Spanier 51%. 
Credit⸗Mobilier⸗Aktien 106 


121, —. Hamburg 90, 50, aris 47, 60. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
0 0 — —. Neue Looſe 167 90. 1860er Looſe 91, 20. ig Er 
ahn 251, —, 


raukfurt a. M., 28. Nov., Nachm. 2 Uhr. Flauere Haltung bei 
ziemlich belebtem Geſchäft in den meiſten Fonds und Aktien. Finnl. Anl. 84. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen ⸗ Bexbach 139. Wiener Wechſel 95%. 


Darmſt. Bank⸗Aktien 207. Darmſt. Zettel⸗Bank 248%. Sprez. Metalliques 
58%. A Kprozentige Metalliques 50%. 1854er Looſe 70%. Oeſterreich. 
National⸗Anleihe 63¼. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 182. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 750. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 166. Neueſte öſter⸗ 
reichiſche Anleihe 74%. Oeſterr. Eliſabetbahn 107. Rhein⸗Nahebahn 24%. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 122%. 5 a 

Hamburg, 28. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Bei geringem Geſchäft 
war es ſehr flau, die Courſe ſchwankend; Geld unverändert. Schluß⸗ 
Courſe: National⸗Anleihe —. Oeſterr. Credit⸗Aftien 69% B. Vereinsbank 
19 B. Norddeutſche Bank 101 B. Nheiniſche 91½ B. Nordbahn 52 ½ B. 

isconto —. | 

Hamburg, 28. Nov [Getreidemarkt.] Weizen loco letzte höchſte 
Preiſe bezahlt, Dänemark Frühjahr matter. Roggen unverändetr. Hafer ab 
J änemark wenig offerirt, geſuchter. Oel geſchäftslos, loco und pr. Dezember 
23%, Mai 24%. Kaffee, ruhig. Die Riodepeſche blieb ohne Einfluß. Zucker 
unverändert. Zint 1000 Ctr. loco zu 11% verkauft. 

Liverpool, 28. Nobbr. (Baumwolle.! 15,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſteigend. Fair Dhollerah 23%. 


Berliner Börse vom 27. November 1863. 


Bisenbahn-Stamm-Aoctien. 
Dividende pre 1861 1842 21 
Aachen-Düsseld.] 3%; 3½ 8 ½91 bz u. . 
— 5 * 4 bz. 


Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats-Anl. 
Staats-Anl. von 185905 

1850. 52 


28 ½ bz. Aachen-Mastrich 
bz. rege Armen 3 
2, N org. ische 
ie} 9805 I» Berlin-Anhalt... 
bz. Berlin-Hamburg 
ito 94 etw. bz. Berl.-Potsd.-Mg 
Staats-Schuldscheine]3?4|87 bs. Berlin-Stettin... 
Präm.-Anl. von 1886[34, 1118 b hm. Westb...| 
Berliner Stadt-Obl. .|4 — Breslau-Freib. 
3 Kur- u. Neumärk. 3 ½ 1874, ba Cöln-Minden.. .. 
3 43 "187 bz Cosel-Oderberg. 
2 MT dito St,-Prior. 
3 3 2 dito dito 
3 43,91 6. Ludwgsh.-Bexb. 
— 390 0. Magd.-Halberst. 
} 94% br. Magd.-Leipzig. 
E 94 6. Magd.-Wittenbg 
2 9 G. Mainz-Ludwgah. 
5 bs; Mecklenburger. . 
8 6 Neisse-Brieger. . 
2 90 0. Niedrschl.-Märk.| 4 
N 
Louisd’or 110 @. est,Bankn. : — — Oberzchten. 2 
Goldkronen 9.61% G. |Poln.Bankn.— — -- dito B 
dito 0 


Ausländische Fonds. a 


Oesterr. Metalliques.j5 460% B. dee AR 
dito Nate Au. % fee as ed. Qestraüdi. StB, 
dito Lott-A.v.00]5 18% a 744, bs. || Dppela-Tarn... 
dito 4er Pr.-A. 4 [75 h. „ 
alto Elsenb.- I. | [76 bz.u.B. er 
Bun Bag. dal. 180206, 88580 bau B. pur Crf K. Gldb 
0 ae — 2 — 5 90 
dito Poln. Sch.-Ob.J4 71 B aaenru-Fonan 4 
Poln. Piaudbr.. . Bari jan ‚Thüringer e 
K un Due 19 @. 
oln. Obl. & F1.j4 A etw. bs. * 
de 4 289 246 67 5. Bank und Industrie-Paplere. 
dito à 200 Fl. —— — Bert. Kassen-V. 66/554 1112 G. 
Kurhess. 40 Thlr. I etw. bz. Braunschw. B. . 4 | 4 4 68% etw br u. G 
Baden. 35 Fl. Loosd.— 30% etw. br. Bremer Bank, 514 4 104 bz. u. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. | Barn. 2 Bank| 6 0 u NT 8 
Berg.-Märkische . . . 44½ 908 G. Geraer Bank.. 5%,| 71414 4 5 85 
dito II. 4½%7 B. Gothaer „ 4 59 4 88 B. 
dito IV. 4 — — Hannoversche B.] 4½ 5 4 % 6 
dito UI. v. St. 3g. ½/79 ba. ’ Hamb. Nordd. B. 5 6 4 100 B. 
Cm Minden 8 41,198 @ 5 Vereins-B. 5,% 975 4 18 @, 
dito 1.5 [102 B Königsberger B. 91 57404 100% B 
dito 44 — — — Luxemburger B. 10 [10 |4 10 B. 
dito ul | — — deburger B. 3% 4% 1 Kigkt. ba 
dito 419% ba. Posener Rank. 5 55/4 % B. 
dito W.IA 88% bs Preuss. Bank-A.| 4% 0% 4½ 120 0. 
8 de 1 — — — Thüringer Bank 2%| 3 4 68 ¼ b. 
Madersc ll. Märkch ..|4 04 ba. e ee a a a ar 
— a 3% 0 88 Hand.-Ges. 8 2 4 lies u. 
I he — 8 4 bz. 
dito al — — Darmatädier „ 6 6% een, be. 
Niedurschl. Zweigb.. Dessauer — 4 12% bau. 
a e Ölen ee ee 5 08% B Disc.-Com.-Ant..| 6 | 71414 be 19. 
ren Ale 2 — Genfer Credb. A.] 2 3½% 4 (AT, etw. 446,46 ½ 
to B.. . . . 3 — — Leipziger „3 3 4 10% etw. ba. 
dito Cu. 9.4 01 bs. * 6 7 4 ſa mehr ba 
dito E. 34,190 B. MoldauerLda.-B.| — 2% 128% etw. bz 
EB nl Ne . en en 7% sis 6 172% 4 71 be 
Dest, südl, St-B....|3 (263 be D 
hein v. St. gar. 44 — — Minorva....... — 4 20 ba. 
Rbein.-Nahe-B, gar 141,98 bz. Fbr. v. Kisenbbdf.! — | — |4 |W bz. 
PAR NOT. JU 3 
msterdam BEER 2 2. Augsburg 100 Fl.. 2 M86. 20 ba. 
dito dito 2 M. 140 % ba. Lei zig 100 Thlr. 8 7.100 6. 
Hamburg 300 Mk. 8 T.|151%% ba. to dito 2 M. 99755 ba. 
dito dito 2 M. * bz. Frankfurt a. M. 100 F1.|2 M. 56. 70 bz. 
London IE.... 3 M. G. 18 % ba. Petersburg 100 8.-R...|3 W. 4 bz. 
Paris 300 FEres . M. 10 ba. dito dito 3 M. h b 
Wien 150 Fl.... . 8. T. 81 71 bz. Warschau 90 8.-R. . 8 T. 86 ba. 
dito dito 2 M. 81 ba. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 10 % bz, 


* Breslau, 30. Nopbr. Wind: Oft. Wetter: kühl. Thermometer 
Nut 2» Kälte, Bei reichlichen Offerten und ſchwacher Kauflſt Meret im 
Ar N 8 beacht 84 Bld. weiß 

eizen vereinzelt mehr beachtet, pr. weißer 54—69 Sgr., gel 
ber 53—61 Sgr., feinſter vereinzelt über Notiz bezahlt. — 5 Ir 
ſchwach beachtet, pr. 84 Pfd. 3 Sgr., feinſter bis 44 Sgr. bezahlt. 
Gerſte vernachlaſſigt, pr. 70 Pfd. weiße 36—38 Sgr., gewöhnliche 30— 
Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Pfd. 26 —28 Sgr. — Erbſen wenig be: 
S 1 5015 1 Ke Fr tes fan a ſtill. — 

ag iger erlaſſen. — Oelſaaten ſtark offerirt. — 8. 
kuchen feſt, 49—5 Sgr. pr. Ctnr. 10 


8 Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Sci. 

Weißer Weizen 5608 Wien 3547-50 
Gelber Weizen 53—58—62 Sgr. pr. Sad 08 5 

Roggen 40—42—44 Schlag⸗Leinſaat 170190 

Gerſte cunn e Winter⸗Raps 192—202—212 

Hafer. 25—27—28 Winter⸗Rübſen 180188200 

46—52— 56 Sommer⸗Rübſen. 150 164—174 


ejaat höher gehalten, — rothe ordinäre 10—10% Thlr., mittle 
e e a e 
ordinäre 10 — r., mittle 13% — „ feine 16% -—173 2 
e ee e 
hymothee . Sad Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. Netto 24 —34 Sgr., Mete 11 1 Sat 


Theater ⸗Nepertoire. 


Conſtanze, Kammermädchen 
Zum erften Male: „Wie 
ichtenau. (Carl Reinhard, 


irthſchafterin, Frau Köhler.) 4) Zum erſten Male: „Die Leiden junger 
Luſtſpiel in 


Träul. Hoppe. Herm. Reichenſtein, Banauier, Hr. Weiß. Louiſe, ſeine Frau, 
gs, Heintz. Alfred v. Gilſen, Hr. Vaillant. 
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herr.“ 


Binstag, den, 1, Degember. Gaftfpiel des Herrn alexander Liebe, 


uſik 


Auf meiner Durchreiſe von Galizien werde 
ich einen Transport eleganter, er erittener 0 
4 Don Id Wide ab 2. we 5 
J. im Polniſchen Biſchof (Odervorſtadt) zum i 
— — Verkauf ſtehen haben. [5450] rain. 1758 
Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein. 15 
Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 6 
rn N * on x . 3 
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